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Die Expedition iſt Verrenſtrasse Ar. 26. 


Mittwoch den 26. Juli 


An die Abonnenten der ſtenogr. Berichte der Verhandlungen der National⸗Verſammlungen in Berlin u. Frankfurt a. M. 
Heute erſcheint der 9 12.(159— 162.) Bogen des 6. Abonnem. von 30 Bogen. Berlin Bg. 80. 81. Frankf. Bg. 80. 81. 


Preußen. N 


Der Verfaſſungs⸗Entwurf, 
wie er aus den Berathungen der Verfaſſungs⸗ 
Kommiſſion hervorgegangen. 


Verfaſſungs⸗ Urkunde 
für 
den preußiſchen Staat. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen, thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir 
mit den nach dem Wahlgeſetze vom 8. April 1848 gewähl⸗ 
ten und demnächſt von uns zuſammenberufenen Vertretern 
unſeres Volkes die nachſtehende Verfaſſung vereinbart haben, 
welche Wir demnach verkünden. * 

Tit. I. 

$ 1. Alle Landestheile der preuß. Monarchie in ihrem 
gegenwärtigen Umfange bilden das preußiſche Staatsgebiet. 

g 2. Die Grenzen dieſes Staatsgebiets können nur 
durch ein Geſetz vereinbart werden. 

Tit. II. 
Von den Rechten der preußiſchen Staatsbürger. 


$ 1. Die Bedingungen für die Erwerbung und den 


Verluſt der Eigenſchaft eines Preußen, ſo wie jene der Aus⸗ 
übung der ſtaatsbürgerlichen Rechte werden durch die Ver⸗ 
faſſung und beſondere Geſetze beſtimmt. 

2. Es giebt im Staate weder Standes⸗Unterſchiede 
noch Standes⸗Vorrechte. Alle Preußen ſind vor dem Ge⸗ 
ſetze gleich. — Der Adel iſt abgeſchafft. f 

3. Die perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet. — Außer 
dem Falle der Ergreifung auf friſcher That kann eine Ver⸗ 
haftung nur Kraft eines ſchriftlichen, die Anſchuldigung be: 
zeichnenden, richterlichen Befehls bewirkt werden. Dieſer 
Befehl muß entweder bei der Verhaftung oder ſpäteſtens 
innerhalb 24 Stunden zugeſtellt werden. In gleicher Friſt 


iſt das Erforderliche zu veranlaſſen, um den Verhafteten 


dem zuftändigen Richter vorzuführen. 18 
5 4. Niemand kann wider feinen Willen vor einem 


Anderen, als den im Geſetze bezeichneten Richter geſtellt 
werden. Ausnahmsgerichte und außerordentliche Kom⸗ 
miſſionen ſind unſtatthaft. — Keine Strafe kann angedroht 
oder verhängt werden, als in Gemäßheit eines Geſetzes. 
85. Die Wohnung iſt unverletzlich; Hausſuchungen 
dürfen nur unter Mitwirkung des Richters oder gerichtlicher 
Polizei in den Fällen und nach den Formen des Geſetzes 
vorgenommen werden. \ 
86. Die Strafe des bürgerlichen Todes und diejenige 
der Vermögens⸗Conſiscation findet nicht Statt. 
$ 7. Die Auswanderungsfreiheit iſt von Staatswegen 
nicht beſchränkt. Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 
8 8. Die Freiheit der Preſſe und Rede darf durch kein 
Geſetz beſchränkt werden. Die Cenſur bleibt für immer auf⸗ 
gehoben. 

0 89 Der Mißbrauch der Preſſe und Rede wird nach 
den allgemeinen Landesgeſetzen beſtraft. Bis zur erfolgten 
Erlaſſung eines revidirten Strafrechts beſtimmt darüber ein 
befonderes tranſitoriſches Geſetz. 

§ 10. Iſt der Verfaſſer einer Schrift bekannt und in 
reußen bei Einleitung des gerichtlichen Verfahrens wohn⸗ 
daft und anweſend, fo dürfen Drucker, Ver ſeger und Ver⸗ 
theiler, wenn deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen 
begründet wird, nicht verfolgt werden. — Eine Sicherheits⸗ 
leiſtung von Seiten der Schriftſteller, Verleger oder Druk⸗ 
ker darf nicht verlangt werden. 

Alle Preußen ſind berechtigt, ſich friedlich und 
ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. Wer 
eine Verſammlung unter freiem Himmel zuſammenberuft, muß 
davon ſofort der Ortspolizei-Behörde Anzeige machen, welche 
dieſelbe wegen dringender Gefahr für die öffentliche Ord⸗ 
nung und Sicherheit verbieten kann. 

$ 12, Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vorgän⸗ 


gige obrigkeitliche Erlaubniß zu ſolchen Zwecken, welche 


den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu 
vereinigen. 

§ 13. Das Petitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Pe⸗ 
titionen unter einem Geſammtnamen ſind nur Behörden und 
Korporationen geſtattet. \ 

$ 14, Die Bedingungen, unter welchen Korporations⸗ 
nr ertheilt oder verweigert werden können, beſtimmt das 


15. Das Briefgebeimniß iſt unverletzlich. Die bei 
ſtrafgerichtlichen —.— — und in Kriegsfällen noth⸗ 
wendigen Beſchränkungen ſind durch die Geſetzgebung feſt⸗ 
uſtellen. — Die Beſchlagnahme von Briefen und Papie⸗ 
ren darf nur auf Grund eines richterlichen Befehls vorge: 

nommen werden. 


1 


4 $ 16. Durch das veligiöfe Bekenntniß und die Theil⸗ 


nahme an irgend einer Religionsgeſellſchaft wird der Genuß 
der bürgerlichen und ſtaatsbürgertichen Rechte weder bedingt 
noch beſchränkt. Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten darf dadurch kein Abbruch geſchehen. Allen Preu⸗ 
ßen wird die Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes und ges 
meinſamer öffentlicher Religionsübung zugeſichert. 
$ 17. Jede Religionsgeſellſchaft iſt in Betreff ihrer 
inneren Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermö⸗ 
gens der Staatsgewalt gegenüber frei und ſelbſtſtändig. — 
Der Verkehr der Religionsgeſeuſchaften mit ihren Oberen 
iſt unbehindert. Der Erlaß und die Bekanntmachung ihrer 
Anordnungen it nur denjenigen Beſchränkungen unkerwor⸗ 


fen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 


$ 18. Das Kirchenpatronat ſowohl des Staats als der 
Privaten ſoll aufgehoben werden. Die Aufhebung regelt 
ein befonderes Geſetz. 

$ 19. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe wird durch 
deren Abſchließung vor dem dazu von der Staatsgeſetzge⸗ 
bung beſtimmten Civilbeamten bedingt. 

$ 20. unterricht zu ertheilen und unterrichts⸗Anſtalten 
zu gründen, ſteht Jedem frei. Vorbeugende, beengende Maß⸗ 
regeln ſind unterſagt. Die Eltern oder Vormünder ſind 
verpflichtet, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in den Ele⸗ 
mentargegenftänden unterrichten zu laſſen. Die Befugniß 
der Eltern oder Vormünder, darüber zu beſtimmen, wo ihre 
Kinder oder Pflegebefohlenen unterrichtet oder erzogen wer⸗ 
den ſollen, darf auf keine Weiſe beſchränkt werden. 

$ 21. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und 
Erweiterung der Volksſchule werden von den Gemeinden 
und aushülfsweiſe von den Gemeinde-Verbänden und vom 
Staate aufgebracht. In der öffentlichen Volksſchule wird 
der Unterricht unentgeltlich ertheilt. 2 

§ 22. Die öffentlichen Volksſchulen, fo wie alle übri⸗ 
gen oͤffentlichen Unterrichts » Anftalten ſtehen unter Aufſicht 
eigener Behörden und ſind von jeder kirchlichen Aufſicht 
befreit. \ 
! § 23. Ein unterrichtsgeſetz regelt das ganze öffentliche 
Unterrichtsweſen auf Grund vorſtehender Beſtimmungen. 

$ 24. Jeder Preuße iſt nach vollendetem zwanzigſten 
Jahre berechtigt, Waffen zu tragen. Die Ausnahmefälle 
beſtimmt das Geſetz. Jeder waffenberechtigte Preuße iſt 
dem Staate wehrpflichtig. Ausnahmen dürfen nur eintre⸗ 
ten wegen körperlicher Unfähigkeit oder aus Rückſichten des 
Gemeinwohls nach Maßgabe eines beſonderen Geſetzes. 


$ 25. Die bewaffnete Macht beſteht: 1) aus dem ſte⸗ 
henden Heere; 2) der Landwehr; 3) der Volkswehr. — Be⸗ 
ſondere Geſetze regeln die Art und Weiſe der Einſtellung 
und die Dienſtzeit. 2 
8 26. Die bewaffnete Macht wird auf die Verfaſſung 
verpflichtet. Sie kann zur Unterdrückung innerer Unruhen 
nur auf Requiſition der Civilbehörden und in den vom Ge: 
ſetze beſtimmten Fällen und Formen verwendet werden. 


$ 27. Die Volkswehr beſteht aus denjenigen wehrhaf⸗ 
ten Männern vom vollendeten 21ſten bis zurückgelegten 
50ſten Lebensjahre, welche nicht im aktiven Dienſte ſtehen. 
Sie hat vorzugsweiſe die Pflicht, die konſtituirten Gewal⸗ 
ten zu ſchützen und für die Aufrechthaltung der Ordnung 
und der verfaſſungsmaßigen Rechte des Volks zu wachen. 


Im Kriege kann ſie zur Unterſtützung des ſtehenden Heeres 


und der Landwehr, jedoch nur im Innern des Landes, nach 
Maßgabe des Geſetzes, verwendet werden. > 
$ 28. Die Volkswehr hat das Recht, ihre Führer, bis 


ſind höhere Führer erforderlich, ſo hat die Regierung das 
Recht der Wahl unter drei von der Volkswehr vorgeſchla⸗ 
genen Kandidaten. Der Landwehr ſteht das Recht der 
Wahl nur bis zum Grade des Hauptmanns einſchließlich 
zu. Die Art der Wahl beſtimmt das Geſetz. 

§ 29. Die bewaffnete Macht ſteht außer dem Kriege 


und Dienfte unter dem bürgerlichen Geſetz. Die militäriſche 


Disciplin im Kriege und Frieden beſtimmt das Geſetz. 
§ 30. Kein bewaffnetes Korps kann delibriren. 
$ 31. Das Eigenthum kann nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohls gegen vorgängige, in dringenden Fällen 
wenigſtens vorläufig feſtzuſtellende Entſchädigung nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes entzogen oder beſchränkt worden. 
| $ 32. Die Einrichtung von Lehen und Stiftung von 
Fomilien⸗Fideikommiſſen iſt für die Zukunft unterſagt. Die 
beſtehenden Lehen und Familien⸗Fideikommiſſe werden rad 
Eigenthum in der Perſon desjenigen, welchem am 1778 
Verkündigung des gegenwärtigen ee a 
Lehen oder Fideikommiß angefallen x g 
9 9 33. 75 2 gef gehnsherrlichkeit erfolgt ohne 
di 8 8 E 
ag rn Rechtsverhältniſſe der Thronlehen des Ei: 
niglichen Haus» und prinzlichen Fideikommiſſes, der außer: 


zu den Chefs der Bataillone einſchließlich, ſelbſt zu wählen; 


halb des Staates belegenen Sachen, endlich der durch das 
deutſche Bundesrecht gewährleiſteten Sachen⸗ und Fidei⸗ 
kommiſſe der Standesherren werden durch beſondere Geſetze 
regul ert. 
$ 35. 1) Das Recht auf freie Verfügung über das 
Eigenthum, die uneingeſchränkte Theilbarkeit des Grundei⸗ 
genthums und Ablösbarkeit der auf letzterem haftenden Ber: 
pflichtungen werden gewährleiſtet. 2) Aufgehoben ohne Ent⸗ 
ſchädigung ſinde ») die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche 
Polizei und obrigkeitliche Gewalt, ſowie die gewiſſen Grund⸗ 
ſtücken zuſtehenden Hoheitsrechte und Privilegien, wogegen 
die Laſten und Leiſtungen wegfallen, die den bisher Berech⸗ 
tigten oblagen; b) die aus dieſen Befugniſſen, aus der 
Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der frü⸗ 
heren Steuer: und Gewerbeverfaſſung herſtammenden Ver⸗ 
pflichtungen. 3) Welche einzelnen auf dem Grundeigenthum 
haftenden Laſten nach dieſen Grundſätzen oder aus anderen 
Gründen ohne Entſchädigung aufzuheben oder ablösbar ſind, 
wird der beſonderen Geſetzgebung vorbehalten. 4) Die Ges 
ſetzgebung läßt in Zukunft bei erblicher Ueberlaſſung eines 
Grundſtücks nur die Form der Uebertragung des vollen Ei⸗ 
genthums, jedoch auch hier unter Vorbehalt eines feſten, je⸗ 
derzeit unablösbaren Zinſes zu. 
Tit. III. 
Vom Könige. 
$ 38. Die königliche Gewalt iſt erblich in dem Man⸗ 
nesſtamme des königlichen Hauſes nach dem Rechte der Erſt⸗ 
geburt und der agnatiſchen Linealfolge. 
$ 39. Der König iſt mit Vollendung des 18. Lebens⸗ 
jahres volljährig. — Er leiſtet vor Ergreifung der Eöniglis 
chen Gewalt im Schooße der Kammern folgenden Eid: „Ich 
ſchwöre, die Verfaſſung des Königreichs feſt und unverbrüch⸗ 
lich zu halten, und in Uebereinſtimmung mit derſelben und 
den Geſetzen zu regieren.“ 
$ 40. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der 
König nicht zugleich Herrſcher eines anderen Staates werden. 
Im Falle der Minderjährigkeit des Königs ver⸗ 
ſammeln ſich beide Kammern zu einer Verſammlung, um die 
Regentſchaft und die Vormundſchaft anzuordnen, inſofern 
nicht ſchon durch ein beſonderes Geſetz für beides Vorſorge 
getroffen iſt. 
$ 42. Iſt der König in der Unmöglichkeit zu regieren, 
ſo beruft das Miniſterium ſofort beide Kammern, um in 
Gemäßheit des $ 41 zu handeln. 
| $ 43. Die Regentſchaft kann nur Einer Perfon über: 
tragen werden. Der Regent ſchwört vor Antretung der 
Regentſchaft den im § 39 vorgeſchriebenen Eid. Während 
einer Regentſchaft iſt eine Aenderung der Verfaſſung nicht 
geſtattet. ra Az 
$ 44. Die Perfon des Königs ift unverletzlich. Seine 
Miniſter find verantwortlich. Alle Regierungsakte des Kos 
nigs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines 
n welcher dadurch die Verantwortlichkeit über⸗ 
nimmt. 
$ 45. Dem Könige ſteht die vollziehende Gewalt zu. 
Er ernennt und entläßt die Miniſter. Ec beſiehlt die Vers 
| kündigung der Gefege und erläßt die zu deren Ausführung 
nöthigen Verordnungen, ohne jemals die Vollziehung der 
Erſten aufſchieben oder erlaſſen zu können. ' 


| $ 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer 
und beſetzt alle Stellen in demſelben, fo wie in den übri⸗ 
gen Zweigen des Staatsdienſtes, infofern nicht die Verfafs 


| ſungs⸗urkunde oder das Geſetz ein Anderes verordnet. 


$ 47. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären, 
Frieden zu ſchließen und Vertrage mit fremden Regierun⸗ 
gen zu errichten, inſofern dies Recht nicht durch das deut⸗ 
ſche Bundesrecht beſchränkt iſt oder werden wird. — unter 

dieſer legteren Beſchränkung bedürfen alle Verträge und 
Friedensſchlüſſe mit fremden Staaten zu ihrer Gültigkeit 
der Zuſtimmung oder der nachträglichen Genehmigung der 


Kammern. 
$ 48, Der König hat das Recht der Begnadigung und 
der Strafmilderung. — Zu Gunſten eines wegen feiner 


Amtsführung verurtheilten Miniſters kann dies R 
55 „2. derjenigen Kammer, von welcher die 5 
re Ber — Er kann bereits eins 
eleitete r au & 

Öefeges niederfhlage. N Grund eines befonderen 

49. Dem Könige ſteht die Verleihung 
und anderen mit keinen Privilegien dei Aug Rt 
RS — Er übt das Münzrecht nach Maßgabe des Gr: 
§ 50. Das Geſetz beſti n 5 

jeder Regierung. s beſtimmt die Givillifte für die Dauer 
, FJ. Der König beruft die Kammern und ſchließt 
ihre Sigungen. Er kann fie entweder beide zugleich oder 
nur eine auflöfen. In der Auflöfungsurfunde muß der Tag 


der neuen Wahlen und der Berufung der Kammern bes | 


ſtimmt und die desfallſige Friſt für die erſteren nicht über 
40, für die letzteren nicht über 60 Tage ausgedehnt werden. 
Der König kann die Kammern vertagen. Ohne 
deren Zuſtimmung kann dieſe Vertagung die Friſt von 30 
Tagen nicht überſteigen und während derſelben Seſſion nicht 
wiederholt werden. 
Tit. IV. 


Von den Miniſtern. 

$ 53. Die Minifter, ſowie die zu ihrer Vertretung ab⸗ 
geordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer 
und müſſen auf ihr Verlangen gehört werden. — Jede Kam: 
mer kann die Gegenwart der Miniſter verlangen. — Die 


Miniſter haben in einer oder der andern Kammer nur dann 


Stimmrecht, wenn fie Mitglied derſelben find. 


$ 54. Die Minifter konnen durch Beſchluß einer Kam: | 


mer wegen des Verbrechens der Verfaſſungsverletzung, der 
Beſtechung und des Verraths angeklagt werden. Ueber ſolche 
Anklagen entſcheidet der oberſte Gerichtshof der Monarchie 
in vereinigten Kammern; fo lange noch 2 oberſte Gerichts: 
höfe beſtehen, treten dieſelben zu obigen Zwecken zuſammen. 
— Die näheren Beſtimmungen über die Fälle der Verant⸗ 
wortlichkeit, über das Verfahren und das Strafmaaß wer⸗ 
den einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 
Tit. V. 

Vou den Kammern. 

"555. Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich 
durch den König, durch die Volkskammmer und durch den 
Senat ausgeübt. — Die Uebereinſtimmung des Königs und 
beider Kammern iſt zu jedem Geſetze erforderlich. — Wird 
jedoch ein Geſetzesvorſchlag unverändert von beiden Kammern 
zum dritten Male angenommen, ſo erhält er durch die dritte 
Annahme Geſetzeskraft. 

$ 56. Die zweite Kammer (Volkskammer) beſteht aus 
350 Mitgliedern. Die Wahlbezirke werden nach Maßgabe 
der Bevölkerung feſtgeſtellt. 

8 57. Jeder Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr 
vollendet und nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte 
in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren 
hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſei⸗ 
nen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwäh⸗ 
lex, inſofern er nicht aus öffentlichen Mitteln Armen⸗Unter⸗ 
ſtützung bezieht. 

§ 58. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf 
jede Volkszahl von 250 Seelen ihrer Bevölkerung einen 
Wahlmann. Es iſt nicht erforderlich, daß der Wahlmann 
ſchreibenskundig ſei. 

g 59. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmän⸗ 
ner erwählt. Die Wahlbezirke ſollen ſo organiſirt werden, 
daß mindeſtens zwei Abgeordnete von einem Wahlkörper ge: 
wählt werden. 

§ 60. Das Nähere über die Ausführung der Wahlen 
beſtimmt ein beſonderes Wahl⸗Ausführungs⸗Geſetz. 

61. Nach Ablauf von zwei Legislatur-Perioden der 
zweiten Kammer können direkte Wahlen zur zweiten Kam⸗ 
mer durch das Geſetz eingeführt werden. 

62. Die Legtislatur-Periode der zweiten Kammer 
wird auf 3 Jahre feſtgeſetzt. Nach Ablauf dieſer Periode 
wird die Kammer neu gewählt. Ein Gleiches geſchieht im 
Fall der Auflöfung dee Kammer, In beiden Fällen find die 
bisherigen Mitglieder wieder wählbar. ? . 
89663. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer iſt jeder 
Preuße wählbar, der das 30ſte Lebensjahr vollendet, den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht verloren hat und be⸗ 
reits ein Jahr lang in Preußen ſeinen Wohnſitz hat. 

$ 64. Die erſte Kammer (Senat) beſteht aus 175 Mit⸗ 
gliedern. 5 

§ 65. Die Mitglieder des Senats werden durch die 
Bezirks⸗ und Kreisvertreter erwählt. Die vereinigten Be⸗ 
zirks⸗ und Kreisvertreter eines Bezirks bilden je einen Wahl⸗ 
körper und wählen die nach der Bevölkerung auf den Be: 
zirk treffende Zahl der Abgeordneten. 

66. Das Nähere über die Ausführung der Wahlen 
beſtimmt das Wahlausführungs⸗Geſetz. 

§ 67. Die Legislatur⸗Periode des Senats wird auf 6 
Jahre feſtgeſetzt. Nach Ablauf dieſer Periode wird der Se⸗ 
nat neu gewählt. Ein gleiches geſchieht im Falle ſeiner Auf⸗ 
löſung. In beiden Fällen find die Mitglieder wieder wählbar. 

5.68. Wählbar zum Senats:Mitgliede iſt jeder Preuße, 
der das 40ſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bür⸗ 
erlichen Rechte nicht verloren hat und bereits 1 Jahr lang 
in Preußen ſeinen Wohnſitz hat. 1 

8 69. Die Erwählung von Stellvertretern für die 
Mitglieder beider Kammern iſt unzuläſſig. he 

$ 70. Die Kammern werden durch den König regel⸗ 
mäßig im Monat November jeden Jahres und außerdem, fo 

oft es die Umſtände erheiſchen, einberufen, — Am letzten 
Tage dieſes Monats, ſo wie ſpäteſten am 10ten Tage nach 
dem Tode des Königs, verſammeln ſich dieſelben von Rechts 
wegen. — Iſt im letztern Falle eine oder die andere Kam⸗ 
mer aufgelöſt und erſt auf einen ſpätern Zeitpunkt wieder 
einberufen, ſo tritt die aufgelöfte Kammer bis zum Zuſam⸗ 
mentritt der Neugewählten in Wirkſamkeit. — Bis zur 
Eidesleiſtung des Thronfolgers oder des Regenten, übt das 

Staats⸗Miniſterium unter feiner Verantwortlichkeit die kö⸗ 

nigliche Gewalt aus. 

9 71. Die Eröffnung und die Schließung der Kam⸗ 
mern geſchieht durch den König in Perſon oder durch einen 
dazu von ihm beauftragten Miniſter in einer Sitzung der 
vereinigten Kammern. — Beide Kammern werden gleichzei⸗ 
tig berufen, eröffnet, vertagt und geſchloſſen. — Wird eine 
Kammer aufgelöſt, To ſetzt die andere ihre Sitzungen aus. 

$ 72. Dem Könige fo wie jeder Kammer ſteht das 
Recht zu, Geſetze vorzuſchlagen. — Vorſchläge, welche durch 

eine der Kammern oder durch den König verworfen worden 
find‘, können in derſelben Seſſion nicht wieder vorgebracht 
werden. — Jeder Geſetzvorſchlag über Einnahme und Aus⸗ 
gabe des Staates, ſo wie über Ergänzung des ſtehenden 

eeres, muß zuerſt von der Kammer der Abgeordneten ges 
nehmigt werden. x 

73. Eine jede Kammer hat die Befugniß, Kommiſ⸗ 

ſionen zur unterſuchung von Thatſachen zu ernennen, mit 
dem Rechte, unter Mitwirkung richterlicher Beamten eidlich 

Zeugen zu vernehmen und die Behörden zur Aſſiſtenz zu re⸗ 

quiriren. 5 

$ 74. Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß 

faſſen, wenn nicht die Mehrheit ihrer Mitglieder anweſend 

it. — Jede Kammer faßt ihre Beſchlüſſe nach abſoluter 

Stimmenmehrheit, vorbehaltlich der durch die Geſchaftsord⸗ 
nung für Wahlen etwa zu beſtimmenden Ausnahmen. 

§ 75. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mit⸗ 

glieder und entſcheidet darüber. Sie regelt ihren Geſchäfts⸗ 
S 
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gang durch eine Geſchäfts⸗Ordnnng, und erwählt ihren Prä⸗ 
ſidenten, ihre Vicepräſidenten und Sekretäre. — Beamte 
edürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer. Durch 
die Annahme eines beſoldeten Staatsamtes oder einer Be⸗ 
Lane im Staatsdienſte verliert jedes Mitglied einer 


— 


Kammer Sitz und Stimme in derſelben und kann ſeine 
Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. — Nie⸗ 
mand kann Mitglied beider Kammern ſein. 
N $ 76. Jede Kammer hat für ſich das Recht, Adreſſen 
an den König zu richten. — Niemand darf den Kammern 
oder einer derſelben in Perſon eine Bittſchrift oder Adreſſe 
überreichen. — Jede Kammer kann die an ſie gerichteten 
Schriften an die Miniſter überweiſen und von denſelben 
Auskunft über eingehende Beſchwerden verlangen. 
$ 77. Die Sitzungen beider Kammern find öffentlich. 
Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Präſidenten oder 
von 10 Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung zuſammen, 
in welcher dann zunächſt über dieſen Antrag zu beſchließen iſt. 
$ 78. Die Mitglieder beider Kammern find Vertreter 
des ganzen Volkes. — Sie ſtimmen nach ihrer freien Ueber⸗ 
zeugung und ſind an Aufträge und Inſtruktionen nicht ge⸗ 
bunden. 

8 79. Sie können für ihre Abſtimmungen oder für die 
in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete abgegebenen ſchriftli⸗ 
chen oder mündlichen Aeußerungen nicht zur Rechenſchaft 
gezogen werden. — Kein Mitglied einer Kammer kann ohne 
ihre Genehmigung während der Sitzungs⸗Periode wegen 
einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung ge⸗ 
zogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung 
der That oder binnen der nächſten 24 Stunden nach der⸗ 
ſelben ergriffen wird. — Gleiche Genehmigung iſt bei einer 
Verhaftung wegen Schulden nothwendig. — Jedes Straf⸗ 
verfahren gegen ein Mitglied einer Kammer und eine jede 
Unterſuchungs⸗ oder Civil⸗Haft wird für die Dauer der 
Sitzung aufgehoben, wenn die betreffende Kammer es ver⸗ 
langt. i 

880. 
der Staats⸗Kaſſe Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe des 
Geſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt unſtatthaft. 


Tit. VI. 
Von der richterlichen Gewalt. 
Die richterliche Gewalt wird im Namen des 


Die Mitglieder beider Kammern erhalten aus 


§ 81. 
Königs durch unabhängige, keiner andern Autorität als der 
des Geſetzes unterworfenen Gerichte ausgeübt. — Die Ur⸗ 
Bee werden im Namen des Königs ausgefertigt und voll: 

reckt. 

§ 82. Die Richter werden vom Könige für ihre Le⸗ 
benszeit ernannt. Sie können nur durch Urtheil und Recht 
aus Gründen, welche die Geſetze vorgeſchrieben und beſtimmt 
haben, ihres Amtes entſetzt, zeitweiſe enthoben, unfreiwillig 
an eine andere Stelle geſetzt oder penſionirt werden. — Auf 
die Verſetzungen, welche durch Veränderungen in der Orga: 
niſation der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, fin: 
det dieſe Beſtimmung keine Anwendung. — Auf die Staats⸗ 
Anwälte finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

8 83. Das Richteramt iſt mit der gleichzeitigen Ver⸗ 
waltung eines anderen Staatsamtes unvereinbar. Ausnah⸗ 
men finden nur auf Grund eines Geſetzes ſtatt. 

984. Die Verleihung von Titeln, die nicht unmittel⸗ 
8 — 3 — * ei, und von Orden, fo wie 

on ra ationen i i 

ſtattfinden. an Richter darf nicht 

§ 85. Es ſollen im ganzen umfange der Monarchie 
Einzelrichter, Landgerichte und Appellationsgerichte einge: 
richtet werden. — Die Organiſation wird durch das Geſetz 
beſtimmt, welches der gegenwärtigen Verfaſſungs⸗Urkunde 
beigefügt iſt. h e 

$ 86. Niemand darf zu einem Richteramte berufen 
werden, welcher ſich nicht zu demſelben nach näherer Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze befähigt hat. 

$ 87. Handels: und Gewerbegerichte ſollen im Wege 
der Geſetzgebung an den Orten eingerichtet werden, wo das 
Bedürfniß ſolche erfordert. — Die Einrichtung der zur Auf⸗ 
rechthaltung militäriſcher Disciplin nothwendigen Militär: 
Gerichte wird durch das Geſetz beſtimmt. — Die Organi⸗ 
ſation, Zuſtändigkeit und das Verfahren bei den Handels, 
‚Gewerbe: und Militär⸗Gerichten, die Ernennung ihrer Mit: 
glieder, die beſonderen Verhältniſſe der Letzteren und die 
Dauer ihres Amtes werden durch das Geſetz feſtgeſetzt. 
9.88. Sobald ein gleichmäßiges gerichtliches Verfahren 
eingeführt fein wird, ſollen die noch beſtehendeu oberſten Ge⸗ 
richtshöfe zu einem einzigen vereinigt werden. 

89. Alle Funktionen, welche nicht im Rechtſprechen 
beſtehen oder daſſelbe vorbereiten, ſollen von den Gerichten 
getrennt werden. — Ausnahme beſtimmt das Geſetz. 

90. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht 
in Civil⸗ und Strafſachen ſollen öffentlich ſein. Die Oeffent⸗ 
lichkeit kann jedoch durch ein öffentlich zu verkündendes ur⸗ 
theil ausgeſchloſſen werden, wenn ſie der Ordnung oder den 
guten Sitten Gefahr droht. In Civilſachen kann die Oef— 
fentlichkeit durch das Geſetz beſchränkt werden. 

§ 91. Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Hand⸗ 
lunden (Verbrechen), jo wie bei politiſchzn und Preßverge⸗ 
hen, darf die Entſcheidung über die Schuld des Angeklag⸗ 
ten nur durch Geſchworene erfolgen, deren Einrichtung durch 
ein Geſetz geregelt wird, welches der gegenwärtigen Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Urkunde beigefügt iſt. 
$ 92. Die Competenz der Gerichte und Verwaltungs⸗ 
Behörden wird durch das Geſetz beſtimmt. Ueber Competenz⸗ 
Conflikte zwiſchen den Gerichten und der Verwaltung ent⸗ 
durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof. 
Es iſt keine vorgängige Genehmigung der Be⸗ 
hörden nöthig, um öffentliche Givil: und Militär⸗Beamte 
wegen der durch ueberſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe ver: 
übten Rechtsverletzungen gerichtlich zu belangen. 


Tit. VII. 
Von der Finanzverwaltung. 

5 94. Alle Einnahmen und Ausgaben müſſen für je⸗ 
des Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaus⸗ 
halts⸗Etat gebracht werden. Letzterer wird jährlich durch 
ein Geſetz feſtgeſtellt. an 

§ 9. Steuern und Abgaben für die Staatskaſſe dür⸗ 
fen nur, fo weit fie in den Staatshaushalts⸗Etat aufge: 
nommen oder durch beſondere Geſetze angeordnet ſind, erho⸗ 
ben 500. In Betreff der Steuern f 

$ 96. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen 
nicht eingeführt werden. — Die beſtehende Steuergefegge: 
bung fol einer Reviſion unterworfen und dabei jede folche 
Bevorzugung abgeſchafft werden. 

$ 97. Gebühren können Staats: oder Kommunalbe⸗ 
Beamte nur auf Grund des Geſetzes erheben. l 


idet ein 
Ns. 


8 98. Die Aufnahme von Anleihen für die Staats⸗ 
Kaffe findet nur auf Grund eines Gefeges ſtatt. Daſſelbe 
gilt von der Uebernahme von Garantien zu Laſten des 
Staates. 

§ 99. Zu Etats⸗ueberſchreitungen iſt die nachträgliche 
Genehmigung der Kammern erforderlich. — Die Rechnun⸗ 
gen über den Staatshaushalt werden von der Ober⸗Rech⸗ 
nungskammer geprüft und feſtgeſtellt. Die allgemeine Rech⸗ 
nung über den Staatshaushalt jedes Jahres wird von der 
Ober⸗Rechnungskammer den Kammern zur Entlaſtung der 
Staatsregierung vorgelegt. — Ein beſonderes Geſetz wird 
4 Einrichtung und Befugniſſe der Ober⸗Rechnungskammer 
eſtimmen. 


+ Berlin, 24. Juli. [Material für die 
Berathungen der National-Verſammlung .] 
Die Artikel, welche noch in die Verfaſſung aufgenom⸗ 
men werden ſollen, lauten in Betreff der nicht richter⸗ 
lichen Staatsbeamten folgendermaßen: „Die beſondern 
Rechtsverhältniſſe der nicht zum Richterſtande gehöri⸗ 
gen Staatsbeamten ſollen durch ein Geſetz geregelt 
werden, welches, ohne die Regierung in der Wahl ihrer 
ausführenden Organe zweckwidrig zu beſchränken, den 
Staatsbeamten gegen willkürliche Entziehung von Amt 
und Emkommen den erforderlichen Schutz gewährt. — 
Auf die Anſprüche der bei Verkündigung der Ver⸗ 
faſſungsurkunde etatsmäßig angeſtellten Staatsbeamten 
ſoll im Staatsdienergeſez beſondere Rückſicht genom⸗ 
men werden.“ — Mit der nochmaligen Ueberarbei⸗ 
tung des Entwurfs iſt bereits begonnen worden. Für 
die Mitglieder der Verſammlung hat die Kommiſſion 


kurze Motive zu den meiſten Paragraphen beizulegen 


beſchloſſen. — Der erſte Bericht der Petitions⸗Kom⸗ 
miſſion enthält nicht weniger als 74 ziemlich eng ge⸗ 
druckte Quartſeiten! Außer dieſem liegen mir noch drei 
Berichte verſchiedener Central-Abtheilungen vor, welche 
von ziemlich allgemeinem Intereſſe ſein dürften. Der 
eine der Berichte beantragt die vom Staatsanwalt 
nachgeſuchte Genehmigung zur gerichtlichen Verfolgung 
eines Abgeordneten wegen Theilnahme an dem bekann⸗ 
ten Exkeſſe vor dem Jeughauſe; der zweite ſchlägt die 
Annahme folgenden Geſetzentwurfs vor: § 1. Der 
eximirte Gerichtsſtand in Kriminal- und fiskaliſchen 
Unterſuchungsſachen, ſowie in Injurienprozeſſen, wird 
in allen Landestheilen, wo derſelbe noch beſteht, vom 
. . ten .. . 1848 ab, hiermit aufgehoben. Rück⸗ 
ſichtlich der Militär- und Univerſitätsgerichte, ſowie 
des Gerichtsſtandes der Richter und der gerichtlichen 
Polizeibeamten bleiben die beſtehenden Vorſchriften in 
Kraft. § 2. Die Unterſuchungen und Injurienſachen 
gegen Patrimonial⸗Gerichtsherrn werden einem von 
dem betreffenden Obergerichte ein für allemal zu be⸗ 
ſtimmenden benachbarten königl. Gerichte übertragen. 
§ 3. Auf die am gegebenen Tage (§ 1) anhängigen 
Prozeſſe und Unterſuchungen findet die gegenwärtige 
Anordnung keine Anwendung. § 4. Alle dieſen Bes 
ſtimmungen entgegenſtehenden Vorſchriften werden hier⸗ 
mit aufgehoben. Der dritte Bericht endlich betrifft 
die Abſchaffung der Todesſtrafe und ſchlägt 
folgenden Geſetzentwurf vor: § 1. Die Todesſtrafe 
iſt abgeſchafft. Für Verbrechen, rückſichtlich deren in 
den Geſetzen, für den Fall eines Kriegs- oder Belage⸗ 
rungszuſtandes Todesſtrafe vorgeſchrieben iſt, verbleibt 
es bei derſelben. Unter welchen Umſtänden, mit wel⸗ 
chen Formen und Wirkungen ein Belggerungszuſtand 
ausgeſprochen werden darf, bleibt einem beſondern Ge⸗ 
ſetze vorbehalten! § 2. An die Stelle der Todesſtrafe 
tritt im Bezirke des rheiniſchen Appellationsgerichts⸗ 
hofes die lebenswierige Zwangsarbeitsſtrafe, in den 
übrigen Landestheilen lebenswierige Zuchthaus⸗ oder 
Feſtungsſtrafe. § 3. Die Umwandlung ſchon erkann⸗ 
ter Todesſtrafe erfolgt durch die zuſtändigen Gerichte. 

h Berlin, 24. Juli. (Der franzöſiſche Ge 
ſandte. Cavaignac. Camphauſen. Der preu⸗ 
ßiſche Geſandte in Dresden. Reaktionsge⸗ 
Lüfte des Preußenvereins.] Vor etwa 8 Tagen 
erhielt Herr Arago hier ein Schreiben vom General 
Cavaignac des Inhalts, er möchte es veranlaſſen, daß 
er Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen 
vorgeſtellt werde. Herr Arago wandte ſich an unſern 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, um durch 
deſſen Vermittlung den in Paris ziemlich lebhaft 
ausgeſprochenen Wunſch erfüllt zu ſehen; bis jetzt ſoll 
ſich Nichts ereignet haben, was den Geſandten jenem 
Ziele auch nur um einen Schritt näher gebracht hätte; 
es iſt aber auch Nichts vorgekommen, was zu der An⸗ 
nahme berechtigt, daß die preußiſche Regierung ſich 
irgendwie weigert, die franzöſiſche Republik anzuerken⸗ 
nen. Dies freilich eigenthümliche Verhältniß orientitt 
vollkommen über eine ſonderbare Sachlage, die ſich in 
ganz ähnlicher Weiſe an den Höfen von Innsbruck 
und Petersburg wiiderholt. Wie wir hören, hat Herr 
Cavaignac ſich dahin entſchloſſen, einen Geſandten nach 
Frankfurt zu ſchicken und demſelben Inſtruktionen ge⸗ 
ben zu laſſen, welche die lebhafteſten Synwathien 
Frankreichs für Deutſchland und den aus⸗ 
drücken, daß beide Staaten zum Heile der Civiliſation 
und des europäiſchen Friedens geeinigt bleiben. * 
Herr Camphauſen befindet ſich hier; es ſoll weni 
Hoffnung vorhanden ſein, ihr vorläufig für den Ein⸗ 
tritt in die Staatsgeſchäfte gewinnen zu können. — 
Nummer 200 der neuen Züricher Zeitung erzählt, daß 
als ein Schweizer neulich unſern Geſandten in Dres⸗ 
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den um die Viſtrung eines Paſſes bat, dieſer erwie⸗ 
derte: „Ju Zeiten wie die gegenwärtigen werden 
Schweizer gar nicht in Preußen hereingelaſſen.“ Dieſe 
naive Aeußerung ſteht im lebhaften Widerſpruch mit 
der neulichen Rücknahme des Verbots, die Einwande⸗ 
rung preußiſcher Handwerksburſchen in die Schweiz 
betreffend. — Der Preußenverein für Eonftitutionelles 
Königthum hat hier ein fulminantes Manifeſt an die 
Ecken ſchlagen laſſen, worin er vor dem Untergange 
Preußens in Folge der jetzigen deutſchen Beſtrebungen 
warnt und worin er die letzteren geradezu als „rev os 
Iutionären Kniff“ bezeichnet. Zu den ſonderbarſten 
Expectorationen über dieſes Thema, das übrigens eine 
ſehr bedenkliche Seite gewinnt, gehört folgende koſtbare 
Phraſe der deutſchen Zeitung in einer Berliner Korre⸗ 
ſpondenz: „Man vernimmt hier leiſe Stoßſeuf⸗ 
zer bis zum Gebrüll des Unwillens.“ — Sel⸗ 
ten hat ein an der Spitze einer großen Verſammlung 
ſtehender Präſident ſich in dem Maße die Achtung 
aller Parteien zu erwerben gewußt — wie der heute 
mit großer Stimmenmehrheit wieder erwählte Herr 

rabow. i 

HH Berliu, 23. Juli. [Die Conſtabler 
und die Preſſe. Verſchiedenes.] Das Inſti⸗ 
tut der Conſtabler oder der Schutzmannſchaft — wie 
der officielle Name lautet, — hat bereits Conflikte 
gehabt, ehe es eigentlich ins Leben getreten iſt, und 
zwar mit den Witzblättern „Krakehler“, „Kladdera⸗ 
datſch“ und „Ewige Lampe“. Der Oberſte der Schutz⸗ 
mannſchaft hatte die Redaktionen dieſer Blätter auf⸗ 
gefordert, ihm von jeder neu erſcheinenden Nummer 
ein Exemplar einzuſenden. Dieſe erwidern ihm jedoch, 
wenn er ihre Blätter leſen wolle, möge er ſie ſich 
kaufen. s iſt bezeichnend, daß das Surrogat der 
Polizei grade bei dieſem Genre die erſte Oppoſition 
findet: Der Witz wird überhaupt ſein größter Feind 
werden. Bereits erzählt man ſich allerlei Anekdoten, 
die ziemlich injuriös lauten, und die zuletzt dem In⸗ 
ſtitute in der öffentlichen Meinung Schaden bringen. 
Die Stimmung iſt gegen die Conſtabler; weil der Ber: 
liner überhaupt gegen Alles, was ihn in ſeinem öf⸗ 
fentlichen Thun geniren könnte, eingenommen iſt. Er 
zählt es zu den größten Errungenſchaften der Revolu⸗ 
tion, daß er auf der Straße rauchen darf, daß ihn 
kein lauerndes Gensdarmengeſicht verfolgen, kein 
geober Polizeiſergeant mehr anherrſchen darf. Es iſt 
darum kein Wunder, daß er mißtrauiſch prüft, ob 
die Conſtabler nicht blos wieder maskirte Präventiv⸗ 
Menſchen ſeien, und hinter dem blauen Civilrock nicht 
etwa das ausgebildetſte Gensdarmenbewußtſein ſtecke. 

enn die Schutzmänner nicht laut und lärmend auf⸗ 
treten und das Gefühl der Freiheit nicht beleidigen, 
ſo können ſie ſich die Gunſt des Berliners erwerben, 
und haben dann in allen ihren Maßnahmen auf den 
Beiſtand der Bürger zu rechnen. Verfallen ſie aber 
in den freilich uns allen anerzogenen Fehler, aus dem 
Amt ein Herrſcheramt machen zu wollen, ſo wird 
ihre Wirkſamkeit eine ſehr problematiſche fein. — 
Man erzählt ſich hier, daß der König von Hannover 
in ſein m Zerwürfniß mit der Centralgewalt die In⸗ 
tervention Englands anrufen wolle. Sie ſehen hier⸗ 
aus, daß unſere Politiker ziemlich unſchuldsvollen Sin⸗ 
nes ſind und ſelbſt Märchen, wenn auch nicht glauben, 
ſo doch weiter erzählen. England wird ſich hüten, 


dem ſeparatiſtiſchen Eigenſinne, welcher dem Schickſale, 


mitleidig ignorirt zu werden, bereits verfallen iſt, irgend 
welchen Vorſchub zu leiſten. Die Nachricht iſt viel 


glaublicher, daß Lord Palmerſton dem engliſchen Ge⸗ 
ſandten in Innsbruck bereits ſeine Zuſtimmung zu der 


neuen Geſtaltung der Dinge in Deutſchland durch 
Depeſchen kund gegeben. — Absit omen: der Erzher⸗ 
zog Johann wohnte in Frankfurt im Hotel de 
Ruſſie, deſſen Wirth den Namen Sarg trägt. — 
Der General-Poſtamts⸗Direktor Schmückert hat den 

edakteur des in Erfurt erſcheinenden Poſtjournals 
wegen Verläumdung zur gerichtlichen Unterſuchung 
ziehen laſſen. 

H# Berlin, 24. Juli. Konſtabler. Ro: 
ſenkranz. Das erkluſive Preußenthum und 
die Stellung Preußens zu Deutſchland.) 
Seit geſtern iſt der Färbung unſeres Straßenlebens 
eine neue dunkle Tinte beigemiſcht: 1000 uniformirte 
und armirte Konſtabler haben ſich über die Stadt er⸗ 
goſſen, um ſcharfſichtigen Blickes Ruhe und Sicher⸗ 
heit der Kapitale zu überwachen. Sie ſind geiſtig und 
phyſiſch einexerziert worden, aber man ſieht doch we⸗ 
nige intelligente Phyſiognomien unter ihnen, und ihre 
Äußere Haltung iſt juſt keine ganz beſondere. Es ſoll 
ihnen der gemeſſene Befehl ertheilt worden fein, te: 
nigſtens zu Anfang mit Vorſicht und Mäßigung ihre 
Funktionen auszuüben. Bis jetzt genießen die wan⸗ 
delnden Buchhandlungen noch unbedingte Handels- 
freiheit. — Der Abg. Reichensperger iſt in Folge 
des Mißtrauens⸗Votums ſeiner Wähler zurückgetreten. 
— Die Unterhandlungen mit Roſenkranz ſcheinen 
‚nun ganz abgebrochen zu fein. Urſache iſt, wie be⸗ 
kannt, die Forderung der Centralgewalt. Das erklu⸗ 
ſive Preußenthum erklärt das „Aufgehen Preußens 


in Deutſchland“ jetzt fo, daß Preußen allerdings in 
Deutſchland „aufgehen“ müſſe, aber wie die Sonne, 
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um das dunkle Firmament zu erhellen. „Dieſe patrio⸗ 
tiſche“ Exegeſe wird den Süddeutſchen juſt nicht 
ſchmeichelhaft erſcheinen. — Ich kann Ihnen nun in 
Bezug auf dieſe Frage eine wichtige Mittheilung ma⸗ 
chen: In einer der nächſten Vereinbarungsſitzungen, 
vielleicht ſchon künftigen Freitag, wird ſich die Regie⸗ 
rung über ihr Verhältniß zu Deutſchland ausſprechen. 
Sie wird ſich zu Konzeſſionen herbeilaſſen, doch dürf⸗ 
ten dieſe nicht ſo umfaſſender Art ſein, als es in 
Frankfurt gewünſcht wird. Unter anderen be⸗ 
hält ſich Preußen den ſelbſtſtändigen diplo⸗ 
matiſchen Verkehr mit dem Auslande vor. 
— Hr. Arago ſollte heute dem Könige ſeine Kredi⸗ 
tive überreichen. Der König befindet ſich in Char⸗ 
lottenburg. — Heute Abend findet eine große Volks⸗ 
verſammlung, vom demokratiſchen Verein berufen, 
ſtatt. Das Verhältniß Preußens zu Deutſchland foll 
berathen werden, wie denn dies Thema hier überall 
mit der größten Leidenſchaft zwiſchen den verſchiedenen 
Parteien diskutirt wird. 

Berlin, 24. Juli. [Tagesbericht des Kor: 
reſpondenz-Bureaus.] In der heutigen Sitzung 
der National-⸗Verſammlung fand die Wahl des Prä— 
ſidenten und der Vicepräſidenten ſtatt. Der bisherige 
Präſident Herr Grabow erhielt wiederum die meiſten 
Stimmen (290 unter 335 Votanten); nächſt ihm 
Temme 13. Ein gutgelauntes Mitglied gab dem der 
deutſchen Sprache wie des Leſens und Schreibens un⸗ 
kundigen Abgeordneten Kiolbaſſa aus Oberſchleſien ſeine 
Stimme. Zu Vice⸗Präſidenten wurden erwählt: 
Koſch mit 190, Jonas mit 183, v. Unruh ebenfalls 
mit 183, Phillips mit 178 Stimmen. Nächſt ihnen 
hatten die meiſten Stimmen: Waldeck (112), Temme 
(89), Jakoby (90), Rodbertus (36), v. Auerswald (32) 
ꝛc. Das in der vorigen Sitzung berathene Geſetz 
über Siſtirung aller, auf Grund der Verordnung vom 
7. März 1843 wegen Theilung gemeinſchaftlicher Jagd⸗ 
diſtrikte eingeleitete Regulirungen wird beſchloſſen. — 
An heutiger Börſe war ein ſehr lebhaftes Geſchäft, die 
Courſe höher. — Der Abgeordnete für Tilſit, Ritt⸗ 
meiſter Kuhr, iſt bekanntlich angeſchuldigt, bei der Er⸗ 
ſtürmung des Zeughauſes am 14. Juni in ſofern ſich 
betheiligt zu haben, als er durch die erbrochenen Thü⸗ 
ren ſich in die untern Räume des Zeughauſes begeben 
und ein Gewehr an ſich genommen haben ſoll. Es 
war deshalb an die Centralabtheilung der National⸗ 
Verſammlung die Anfrage ergangen, ob die Anklage 
gegen das angeſchuldigte Mitglied zugelaſſen werden 
ſolle. Die Abtheilung ſoll die Anfrage bejaht haben. 
— Es iſt hier von einer Allianz zwiſchen Preu⸗ 
Ben, Baiern, Braunſchweig und Hannover die 
Rede, welche den Zweck haben ſoll, die Selbſtſtändig⸗ 
keit der Einzelſtaaten Deutſchlands der Centralgewalt 
gegenüber zu wahren. Beſtimmtes und Detaillirtes hier⸗ 
über mitzutheilen, ſind wir für jetzt noch außer Stande. 
— Beunruhigende Ruſſengerüchte circuliren ſeit 
einigen Tagen wieder. Allerlei Thatſachen werden an⸗ 
geblich nach Privatbriefen mitgetheilt, aus denen man 
auf ein nahes Anrücken ruſſiſcher Truppen ſchlie⸗ 
ßen zu dürfen glaubt. Was davon zu unſerer 
Kenntniß gelangt iſt, erſcheint nicht erheblich ge— 
ung, um einen Schluß der Art zu rechtfertigen. — 
Die Abtheilung der conſtit. Verſammlung für das 
Heerweſen hat ſich ungeachtet ſehr entſchiedener und 
eifriger Gegenvorſtellungen des Hrn. v. Griesheim als 
Stellvertreter des Kriegsminiſters für Aufhebung 
der Cadettenhäuſer erklärt. — Es iſt wiederum 
von Herbeiziehung neuer Truppen nach Berlin oder 
doch deſſen nächſter Umgebung die Rede. Es heißt, 
daß man ein Lager zwiſchen Spandau und 
Charlottenburg aufzuſchlagen beabſichtigt, welches 
die aus Schleswig zurückzuerwartenden Truppen aufzu⸗ 
nehmen beſtimmt fein fol. Das Bürgerwehr⸗Commando 
hat von dieſen Gerüchten und der fruher im Diſſens mit der 
Bürgerwehr von dem Magiſtrat veranlaßten Hereinberu⸗ 
fung des Militärs Anlaß genommen, den Kriegsmi⸗ 
niſter auf das der Bürgerwehr bei deren Organiſation 
ertheilte Verſprechen, wonach Truppen nie anders als 
auf Requiſition des Bürgerwehrcommandos nach Ber⸗ 
lin gezogen werden ſollten, aufmerkſam zu machen. 
Hr. v. Schreckenſtein ſoll erklärt haben, daß ihm von 
einem ſolchen Verſprechen nichts bekannt ſei und daß 
er ſtets in Anordnung militäriſcher Maßregeln nach 
ſeinem Gewiſſen und nach ſeiner Ueberzeugung han⸗ 
deln werde. Er ſei verantwortlicher Miniſter und 
werde ſeine dienſtlichen Verfügungen zu vertreten ha⸗ 
ben. — Die Regierung beabſichtigt eine Ermäßi⸗ 
gung des Zeitungsporto's bis auf 25 pCt. des gegen⸗ 
wärtigen Portobetrages eintreten zu laſſen. — Geſtern 
fand ſich an den Straßenecken ein „Aufruf an das 
Volk“ vom hieſigen Preußenverein. Es wird das 
Aufgehen Preußens in Deutſchland beklagt und zur 
offenen Widerſetzlichkeit gegen die Frankfurter 
National⸗Verſammlung provocirt; auf Antrag des Dr. 
Bracht aus Elberfeld hat der conftitutionelle Con⸗ 
greß in ſeiner heutigen Sitzung eine Entgegnung be⸗ 
ſchloſſen, in welcher der deutſchen Centralgewalt und 
deren zeitigem Inhaber, dem Reichsverweſer, das Recht 
gewahrt wird, nicht blos über das bisherige Bundes⸗ 
contingent, ſondern über die geſammte Militärmacht 


der einzelnen deutſchen Staaten zu verfügen. Es wird 
darin zugleich ausgeführt, daß der den einzelnen deut⸗ 
ſchen Fürſten geleiſtete Eid dem Eide, der dem Reichs⸗ 
verweſer zu leiſten iſt, nachſtehen müſſe. — Außer dem 
erwähnten Aufruf des Preußenvereins treten noch 
manche bis jetzt allerdings nur vereinzelte Erſcheinun⸗ 
gen auf, welche eine Reaction des fpecififchen Preu⸗ 
ſienthums gegen die Feſtſtellungen von Frankfurt 
aus erwarten laſſen. So ſollen bereits einzelne 
Bürgerwehr⸗Abtheilungen auf Anregung ihrer Hauptleute 
ſich zur Verweigerung des Eides der Treue gegen den 
Reichsverweſer vereinigt haben. Die „deutſche Wehr⸗ 
zeitung,“ herausgegeben von einer Geſellſchaft deutſcher 
Offiziere und Militär⸗Beamten, eine neue Zeitſchrift, 
welche der militäriſchen Fraction der Reactionspartei 
in Potsdam als Organ zu dienen beſtimmt iſt, ſpricht 
ſich in gleicher Weiſe, Namens der Armee, unumwun⸗ 
den aus. Es heißt da ausdrücklich: die Armee werde 
zeigen, daß fie außer ihrer Treue, Anhänglichkeit u. f. 
w. auch einen Willen hat, einen Willen, dem ſie nö⸗ 
thigenfalls auch Nachdruck zu geben entſchloſſen iſt, 
einen Willen, der eine feſte, compacte Majorität Waf⸗ 
fenfähiger und Waffenkundiger vertritt und der zugleich 
mit der entſchiedenſten Unterwerfung unter den Ruf 
und Wink ſeines Kriegsherrn und Königs die aller⸗ 
entſchiedenſte Oppoſition, den allernachhaltigſten Wider⸗ 
ſtand gegen Jedermann entfalten wird, der es 
wagt, die preußiſche Waffenehre, die Integrität eines 
Heeres anzugreifen u. ſ. w. Freilich geht dieſes Blatt 
noch weiter, indem es die Vereidigung des Heeres auf 
die Verfaſſung für eine Komödie, für einen Spuk 
erklärt. — Hrn. v. Kirchmann ſtellt die demokratiſche 
Partei jetzt den geh. Reviſ.-Rath Eſſer als Kandida⸗ 
ten für die erledigte Stelle in der Kammer entgegen. 
Hr. Eſſer iſt ſchon jetzt Mitglied der Verſammlung 
als Stellvertreter des abweſenden Profeſſor Walter in 
Bonn. Sein Ausſcheiden würde, namentlich für die 
Arbeiten der Geſetzes-Reviſion, ein durch andere Mit⸗ 
glieder ſchwer zu erſetzender Verluſt ſein. Derſelbe hat 
indeß zu wenig Rednergabe, als daß ſich hoffen ließe, 
die Stimmen der Wahlmänner würden ſich für ihn 
entſcheiden. — In einer heutigen Verſammlung der 
demokratiſchen Urwaͤhler wird ſich Hr. v. Kirchmann 
als Kandidat zur Wiederwahl präſentiren. Die Thea⸗ 
ter⸗Intendanz hat der Verſammlung, weil dieſelbe Par⸗ 
teitendenzen verfolge, den bisher für Wahlberathungen 
beſtimmt geweſenen Concertſaal des königl. Schauſpiel⸗ 
hauſes verweigern zu müſſen geglaubt. 3 


* * Breslau, 25. Juli. Wollen wir ein 
deutſches Volk fein oder nicht? i 
Dieſe Frage muß entſchieden werden, und ohne 
Phraſe; ſie muß jetzt entſchieden werden, oder ſie wird 
es niemals. 
Kaum vier Monate ſind verfloſſen, daß der König 
es feierlich ausgeſprochen hat: „Preußen geht hin- 
fort in Deutſchland auf.“ Kaum drei Monate 
ſind hingegangen, daß im ganzen deutſchen Vaterlande 
auf Veranlaſſen der Regierungen die Abgeord⸗ 
neten zum deutſchen Parlamente gewählt wurden. Kaum 
wenige Wochen ſind hinter uns, daß eine deutſche 
Centralgewalt geſchaffen worden, noch hören wir den 
Jubel über dieſen erſten Schritt zur deutſchen Einheit 
aus den verſchiedenſten deutſchen Gauen erſchallen, und 
dennoch ſind wir in die traurige Lage verſetzt, die Frage 
aufzuwerfen: „wollen wir ein deutſches Volk 
ſein oder nicht?“ — Wenn wir es wollen, ſo laßt 
es uns mit Donnerlaut jenen Verräthern am deutſchen 
Vaterlande entgegenrufen, damit ſie ihrer Schmach 
inne werden und von ihrem jammervollen Treiben 
abſtehen. 

Ein Preußenverein in Berlin hat einen Auf: 
ruf an das Volk erlaſſen, worin er das Auf⸗ 
gehen Preußens in Deutſchland beklagt, 
zur offenen Widerſetzlichkeit gegen die Na⸗ 
tional-Verſammlung in Frankfurt auffor⸗ 
dert, und die deutſchen Beſtrebungen im 
Allgemeinen „einen revolutionären Kniff“ 
nennt. Wir wiſſen wahrlich nicht, ob Unvernunft 
oder Frechheit dieſes ſchmähliche Plakat diktirt hat. — 
Ihr nennt die deutſchen Beſtrebungen revolutionäre 


und predigt ſelbſt Revolution; ihr wollt treue Preu⸗ 


ßen ſein und lehnt Euch gegen den königlichen Willen 
auf; Ihr ſprecht von der Liebe zum Könige, und be⸗ 
klagt das Aufgehen Preußens in Deutſchland; da habt 
Ihr die Unvernunft. Ihr wagt es zu Widerſetz⸗ 
lichkeit gegen die oberſte Reichsbehörde aufzufordern 
und das ſpezifiſche Preußenthum über die deutſche 
Nation zu ſtellen; da habt ihr die Frechheit. — 
Auch wir ſind gute Preußen, aber wir ſind auch 
gute Deutſche. Auch wir erkennen das Große, was 
Preußen gethan, aber wir erkennen es als einen Ge⸗ 
winn für's geſammte deutſche Vaterland. Auch 
wir wollen ein Königthum, aber wir wollen es in 
Verbindung mit einem freien und ſtarken Volke, 
und frei und ſtark iſt ein Volk nur, wenn es von 
einem großen nationalen Bewußtſein getragen 
wird. — Ihr aber, die Ihr ſchlechte Deutſche 
ſeid, Ihr ſeid auch keine guten Preußen. Ihr wollt 
das alte Regiment, Ihr ſeid die ewig unverbeſſerlichen 
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Reaktionärs, wenn Ihr Euch auch konſtitutionelle 
nennt. Könnt Ihr die alte Romantik aus Euren 
Köpfen nicht los werden, nun wir wollen ſie Euch 
gern laſſen, berauſcht Euch in den Erinnerungen ver⸗ 
gangener Zeiten, aber taſtet uns nicht die heiligſten 
Güter an, die ein Volk haben kann, ſeine Freiheit 
und ſein Nationalgefühl. Und habt Ihr, die 


Ihr immer nur in der Vergangenheit lebt, es denn. 


vergeſſen, daß das in den Jahren 1813, 14 und 15 
vergoffene Blut ebenfalls für Freiheit und National⸗ 
ehre gefloſſen ift? Lange genug haben wir Beides 
entbehrt, lange genug haben wir der Welt das 
ſchmachvolle Schauſpiel gegeben, daß der Deutſche in 
feinem deutſchen Vaterlande ein Fremder war, lange ge: 
nug haben wir an den Wunden der Zerſplitterung ge⸗ 
litten, und nun die Zeit der Erlöſung und Heilung 
gekommen ift, wollt Ihr mit Eurem Sonderpatriotis⸗ 
mus ihr hemmend entgegentreten und den Samen der 
Zwietracht in die von ihr gezogenen Furchen legen? 
Dann wird eine thränenvolle Saat daraus hervorge— 
hen und der Fluch der Mit: und Nachwelt wird auf 
Euer Haupt kommen. 

Dieſen Sonderpatriotismus ſcheuen wir uns nicht 
als Verbrechen und Hochverrath zu denunciren. 
Gegen ein Plakat wie das des Preußenvereins müſſen 
die Gerichte einſchreiten. Was gegen eine republika⸗ 
niſche Partei, wollte ſie öffentlich zur Widerſetzlichkeit 
auffordern, geſchehen würde, das muß auch gegen den 
Preußenverein angewandt werden, wenn das Recht 
anders conſequent geübt wird; der konſtitutionelle 
Kongreß in Berlin hat erklärt: das Plakat der öf⸗ 
fentlichen Verachtung preiszugeben und den In⸗ 
halt deſſelben als Hochverrath zu bezeichnen. Wir 
aber verlangen außerdem noch die Beſtrafung des 


Hochverraths. 


1 Erfurt, 22. Juli. [Politiſche Haltung. 
Krackrügge. Berlepſch. Gegengewichte wi⸗ 
der die ultra⸗demokratiſche Richtung. Die 
Reaktion.] Das Bild der hieſigen Parteien geſtal— 
tet ſich immer feſter, und in Umriſſen, die bereits deut⸗ 
lich erkennen laſſen, daß meine Ihnen früher geäu⸗ 
ßerte Meinung wirklich die richtige ſei. Da ich mit 
Grund annehmen darf, daß ein ſehr beträchtlicher Theil 
der Umgegend nur in wenig Nüancen abweicht, ſo 
ſkizzire ich kurz den jetzigen Zuſtand der politiſchen 
Haltung Erfurts. — Die Stimmung für das deut⸗ 
ſche Reichsoberhaupt bleibt lau; man ſieht klar, daß 
nur der Wunſch, die Unordnung zu bannen, an eini⸗ 


gen Orten äußere Freudenbezeugungen hervorbrachte;. 


dieſe ſind aber wirklich mehr künſtlich erzeugt als aus 
vollem inneren Herzen unwillkürlich vordringend. J m⸗ 
mer mehr und mehr neigt ſich der gemein— 
ſame Wunſch auf ein ſtarkes, intenſives, 
oder wie die Berliner ſagen, „ſpezifiſches“ 
Preußen, Die bekannte Wahrnehmung, daß die Eon: 
ſervative Partei nur ſchwer an öffentliches Wirken 
geht und daher die ultra- demokratiſche Richtung in 
den Blättern und Adreſſen faſt ausſchließlich vertreten 
iſt, darf zu keinen falſchen Schlüſſen führen. In dem 
verſchrieenen Erfurt hat ſich bis jetzt noch keine ein⸗ 
zige Perſon von Wohlhabenheit oder höherer geiſtiger 
Diſtinktion auf die Seite der Radikalen geſchlagen, 
welche Letztere durchaus nur unter der direkten 
Leitung ihres Vorſtandes als Partei anzuſe⸗ 
hen iſt; einzeln iſt der Erfurter gemeine Mann 
theilnahmlos und gutartig, und keinesweges von jener 
krankhaften Regſamkeit als der Berliner. Nur wenn 
ſich der Bürgerhülfsverein, d. h. der ſtarke Anhang 
Krackrügges, gedrängt durch die heftigen Angriffe ge: 
gen ihren beliebten Vorſteher, wirklich mit den Schutz— 
verwandten aſſimilirte, könnte eine in ihrem Verlauf 
ſchwer zu überſehende Wendung der Dinge eintreten. 
Denn im Bürgerhülfsverein befinden ſich die großen 
Meiſter und Handwerker, welche zwar das leiden⸗ 
ſchaftliche Auftreten Krackrügges nicht immer dilli⸗ 
gen, ihn aber geſchützt wiſſen wollen gegen per: 
ſönliche und perſiflirende Artikel hieſiger Gegner, — 
eingedenk früherer Leiſtungen dieſes Mannes einerſeits 
und andererſeits weil das Gewicht gerade dieſes wahr⸗ 
haft „ſpeziſiſchen“ Vereins die Wahl deſſelben zum 
Deputirten beförderte und durchſetzte. Wer in die 
Muyſterien Erfurts nur gehörig eingeweiht iſt, weiß 
aber recht gut, welche Macht und Verbindung, ja 
welche pekuniäre Bedeutſamkeit dem Bürgerhülfsverein 
eigen iſt. Nach Krackrügges letztem Auftreten im 
Volksvereine hat ſich dieſer nicht mehr erholen können 
und gilt für aufgelöſt. Wenn dieſer Deputirte, dem 
ein heller Kopf und große Energie nicht abzuſprechen 
ist, feiner, Leidenſchaftlichkeit ſtraffere Zügel anzulegen 
verſtünde, ſo würde er bald unter den hieſigen Volks⸗ 
vertretern keinen ihm gewachſenen Rival haben. — 
Der Buchhändler Berlepſch, welcher jetzt als der 
Hauptlenker der Schutzverwandten zu betrachten iſt, 
befolgt in dieſer Hinſicht eine viel feinere Politik, in⸗ 
dem er in ſeiner Thüringer Zeitung, trotz der heftig⸗ 
ſten Polemik, doch niemals Erfurter Perſoönlichkeiten 
— als ſolche — angreift und perſiflirt. Den übri⸗ 
gen Volksmännern (meiſt Buchhändler) ſchreibe ich nur 
untergeordneteren Einfluß zu; was Krackrügge für die 
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Bürger, Berlepſch für die Schutzverwandten iſt, wird 
ſobald Keiner von ihnen. — Das hauptſächlichſte Ge⸗ 
gengewicht der ultra-demokratiſchen Richtung, die ich, 
nach reiflicher Erwägung mehr in einzelnen Perſön⸗ 
lichkeiten als maſſenhaft im Volke vertreten ſehe, bil⸗ 
det natürlich in erſter aber paſſiver Bedeutung die 
treue Geſinnung des Militärs, der Beamten und 
Grundbeſitzer; aktiv oder offenſiv wirken durch die 
Schrift, und zwar durch die Erfurter Zeitung, viele 
wiſſenſchaftlich ausgebildete Männer, deren Mehrzahl 
ich in dem Regierungsperſonal ſuche. Die Geiſt⸗ 
lichkeit und der höhere Lehrſtand zieht ſich total 
mehr zurück, obwohl ein Theil des Letzteren eifrig für 
weſtliche und ſüdliche Zeitungen korreſpondirt, dagegen 
ſehr wenig für Leipzig und Berlin. In dieſem Stande 
finden ſich übrigens noch die eifrigſten Anhänger für 
das Deutſchthum. Was die Reaktion anbetrifft, 
ſo beſteht ſie als Partei durchaus nicht, ſelbſt nicht 
beim Militär. Der Volkswitz aber meint — nach 
einem Gaſthausnamen — die Reaktionärs ſäßen 
in der „Klemme.“ Als Witz läßt ſich das hören, 
als Wahrheit aber nur im geringen Maaße anerkennen. 

(Anarchie.) In Treuenbrietzen begann 
am 26ſten v. M. das Schützenfeſt. Ein hochgeſtell⸗ 
ter Militär brachte beim Feſtmahle dieſes Tages einen 
Toaſt auf den König aus und ein Bürger des Ortes, 
Thiemann, blieb bei dieſem Toaſt ſitzen — nicht 
weil er Republikaner geweſen wäre, erklärt er ſelbſt, 
ſondern weil ihm der Toaſt, wegen Deſſen, der ihn 
ausbrachte, nicht anſtand; denn als nachher der Bür— 
germeiſter Hempel „auf die Treue zu König und Va⸗ 
terland“ einen Toaſt ausbrachte, nahm an dieſem Toaſt 
Herr Thiemann Theil. Um 8 Uhr Abends war Hr. 
Thiemann in ſeine Wohnung zurückgekehrt, als nicht 
lange nachher Jemand ihm die Nachricht brachte, ein 
Haufe aus Dragonern und allerlei Volk gemiſcht rücke 
heran, um ihn zu fangen und fein Haus zu demoli— 
ren. Wirklich fand ſich gegen 10 Uhr ein ſolcher Haufe 
ein, brachte dem Thiemann eine Katzenmuſik (die bei 
dem Haufen befindlichen Dragoner, 15 bis 20 Mann, 
waren in ihren Waffenröcken) und warf, nachdem neue 
Maſſen von Militär und Civiliſten ihn verſtärkt hat⸗ 
ten, mit Steinen in die Fenſter des Thiemannſchen 
Hauſes, verſuchte ſodann die Thür zu erbrechen und 
Fenſterläden im Untergeſchoß auszuheben. 8. H.) 

Deut ſchland. 

Frankfurt a. M., 23. Juli. Die Frkf. Ober⸗ 
Poſt⸗Amts⸗Zeitung enthält in ihrem amtlichen Theile 
Folgendes: 

„Eine der nächſten Aufgaben des Miniſteriums 
war die Regulirung des inneren Dienſtes. Ihre Lö⸗ 
fung war nicht ohne Schwierigkeit, da das gefammte 
Dienſtperſonal zu wählen und der Geſchäftsbetrieb zu 
ordnen war. Dies iſt bereits geſchehen und der Dienſt 
im geregelten Gange. Das Miniſterium hat dabei 
die möglichſte Vereinfachung der Geſchäfte eingeführt 
und wird überflüſſigen bureaukratiſchen Beigaben nie 
Raum geſtatten. Es ſind auch alle Vorbereitungen 
getroffen, daß, wenn das Miniſterium, wie in kurzer 
Zeit zu erwarten iſt, vervollſtändigt ſein wird, die für 
daſſelbe nöthigen Lokalitäten und Arbeitskräfte vorhan⸗ 
den ſind und ſeine Thätigkeit in allen Richtungen be— 
ginnen kann.“ 


(Sitzung der verfaſſunggebenden Reichs- 


Verſammlung am 21. Juli.) Die Sitzung 
wurde vom Präſideuten v. Gagern nach 9 ½ Uhr er⸗ 
öffnet. Nach Verleſung des Protokolls und nachdem 
noch Beſeler als Berichterſtatter des Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuſſes einige Schluß-Bemerkungen zu § 5 des 
Entwurfs der Grundrechte gemacht hatte, wurde zur 
Fortſetzung der Abſtimmung geſchritten und $ 2 im 
Ganzen nach der vom volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe 
vorgeſchlagenen Faſſung angenommen. Der Paragraph 
lautet nunmehr nach dem Ergebniſſe der verſchiedenen 
Abſtimmungen: Jeder Deutſche hat das Recht, an 
jedem Orte des Reichsgebietes ſeinen Aufenthalt und 
Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu er— 
werben und darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig 
zu betreiben, das Gemeinde-Bürgerrecht zu gewinnen. 
Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnſitz 
werden durch ein Heimaths-Geſetz, jene für den Ger 
werbsbetrieb durch eine Gewerbe-Ordnung für ganz 
Deutſchland von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. (Der 
Sat 2 wurde nach vorgenommener Zählung mit 224 
gegen 193 Stimmen angenommen.) Bis zur Erlaſ⸗ 
fung der betreffenden Reichsgeſetze ſteht die Ausübung 
der gedachten Rechte jedem Deutſchen in jedem einzel⸗ 
nen Staate Deutſchlands unter denſelben Bedingungen 
wie den Angehörigen dieſes Staates zu. — Ferner 
beſchloß die National⸗Verſammlung, und zwar nach⸗ 
dem Probe und Gegenprobe, ſo wie ein zweimaliges 
Abzählen, ein zweifelhaftes Ergebniß geliefert hatten, 
mit 244 gegen 242 Stimmen, daß dem volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Ausſchuſſe aufgegeben werde, 
ten Berathung über das vorliegende Grundrecht den 
Entwurf eines Heimaths⸗Geſetzes und eine Gewerbe⸗ 
Ordnung vorzulegen. Angenommen wurde ferner der 
Zuſatz⸗Antrag Schüler's von Jena: Kein deutſcher 
Staat darf zwiſchen ſeinen Angehörigen und den An⸗ 
gehörigen eines anderen deutſchen Staats einen Unter⸗ 


bis zur zwei⸗ 


ſchied bezüglich des bürgerlichen, peinlichen oder Pro⸗ 
zeßrechts machen, wodurch die Letzteren als Ausländer 
zurückgeſetzt würden. Ein weiterer Zuſatz⸗Antrag von 
Spatz: Aller Paßzwang iſt aufgehoben, wurde abge⸗ 
lehnt. § 3 wurde, nachdem mehrere Verbeſſerungs⸗ 
Anträge, ſo wie der Antrag der Majorität des Ver⸗ 
faſſungs⸗Ausſchuſſes, verworfen und in beſonderer Ab⸗ 
ſtimmung feſtgeſtellt worden war, daß die Bedingung 
der Unbeſcholtenheit geſtellt werden ſolle, in der vom 
zweiten Minoritäts⸗Erachten vorgeſchlagenen Faſſung 
angenommen. Er lautet alſo: Die Aufnahme in das 
Staats-Bürgerthum eines deutſchen Staates darf an 
keine anderen Bedingungen geknüpft werden, als welche 
ſich auf die Unbeſcholtenheit und den genügenden Un⸗ 
terhalt des Aufzunehmenden für ſich und ſeine Familie 
beziehen. Der von Plathner vorgeſchlagene Zuſatz: 
Als beſcholten iſt anzuſehen, wer ſich in einer peinli⸗ 
chen Unterſuchung befindet, wer eine peinliche Strafe 
noch zu erleiden hat oder ſich in Folge richterlichen 
Urtheils unter polizeilicher Aufſicht befindet, wurde ver⸗ 
worfen. Der $ 4 wurde in der vom Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuß vorgeſchlagenen Form (die Strafe des bür⸗ 
gerlichen Todes ſoll nicht ſtattfinden) und (mit 238 
gegen 195 Stimmen) mit einem Juſatz-Antrag von 
Spatz (und da, wo ſie bereits ausgeſprochen iſt, in 
ihren Wirkungen aufhören, inſoweit erworbene Privat⸗ 
rechte hierdurch verletzt werden) angenommen. Ein 
Zuſatz⸗Antrag von Stockinger (mit der Publikation 
der gegenwärtigen Grundrechte hören die Wirkungen 
des bürgerlichen Todes für die Zukunft auf) war vor⸗ 
her abgelehnt worden. Der § s des Entwurfs des 
Verfaſſungs ⸗Ausſchuſſes (die Auswanderungs⸗Freiheit 
iſt von Staatswegen nicht beſchränkt, Abzugsgelder 
dürfen nicht erhoben werden) wurde, nebſt dem Zuſatz⸗ 
Antrag von Radowitz (die Auswanderungs-Angele⸗ 
genheit ſteht unter dem Schutze und der Fürforge des 
Reichs) angenommen. *) Ein Antrag von Hentges 
und vielen Mitgliedern, die §8 27, 28 und 29 der 
Grundrechte (Aufhebung der Feudal⸗Laſten und guts⸗ 
herrlichen Rechte betreffend), ſo wie ein Antrag von 
Martiny, die $$ 7 und 10, ſodann die 8 22, 23 
und 24 (die perſönlichen und Freiheits-Rechte, ſo wie 
die Anklage gegen öffentliche Beamte, betreffend) 
unverzüglich zu berathen und als proviſoriſches Ger 
ſetz zu verkündigen, wurde mit großer Mehrheit abge⸗ 
lehnt. Die Begründung des zweiten Antrags durch 
Martinp, welcher die Nothwendigkeit und Dringlichkeit 
durch Hinweiſung auf nach ſeiner Anſicht täglich vor⸗ 
kommende Verkümmerungen der perſönlichen Freiheit, 
ſowie andere reaktionäre Erſcheinungen darzulegen 
ſuchte, rief einen großen Sturm hervor. Der Redner 
war bei ſeiner Schilderung mehrmals durch Gelächter 
auf der rechten Seite unterbrochen worden. Er wies 
im Verlaufe als auf eine weitere Thatſache auf die 
Auflöfung des demokratiſchen Studenten⸗Vereins in 
Heidelberg hin, und knüpfte daran die Bemerkung: 
Sie mögen auch darüber als über eine Kleinigkeit la⸗ 
chen. Es ſcheint überhaupt, als ob Ihnen die unver⸗ 
äußerlichen Rechte der Nation ſehr lächerlich erſcheinen. 
Als der Sturm, den dieſe Aeußerung veranlaßte, ſich 
gelegt hatte, rief der Präſident den Redner zur Ord⸗ 
nung, indem er nicht das Recht habe, Mitgliedern der 
Verſammlung vorzuwerfen, daß ſie die heiligſten Rechte 
der Nation für lächerlich halten. Von der linken 
Seite wurde ſtürmiſch dagegen gerufen: Es iſt darü⸗ 
ber gelacht worden! Der Präfident: (mehrmals un 
(Fortſetzung in der Beilage.) * 


r 

) Artikel 1. der Grundrechte lautet nunmehr nach dem 
Ergebniß der erſten Abſtimmung: 9 1. Jeder Deurfche 
hat das deutſche Reichsbürgerrecht. Die ihm kraft deſ⸗ 
fen zuſtehenden Rechte kann er in jedem deutſchen Lande 
ausüben. Ueber das Recht, zur deutſchen Nationalver⸗ 
fammlung zu wählen, verfügt das Reichs wahl⸗Geſetz⸗ 
F 2. Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem Orke 
des Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnſitz zu 
nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu erwerben und dar⸗ 
über zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, 
das Gemeinde: Bürgerrecht zu gewinnen. Die Bedin⸗ 
gungen für den Aufenthalt und Wohnſig werden durch 
ein Heimathsgeſetz, jene für den Gewerbsbetrieb durch 
eine Gewerbe⸗Ordnung für ganz Deutſchland von der 
Neichsgewalt feſtgeſetz. Bis zur Erlaſſung der ber 
treffenden Reichsgeſeze ſteht die Ausübung der ge 
dachten Rechte jedem Deutſchen in jedem einzelnen 
Staate Deutſchlands unter denſelben Bedingungen, 
wie den Angehörigen dieſes Staates, zu. Kein 
deutſcher Staat darf zwiſchen ſeinen Angehörigen 
und den Angehörigen eines anderen deutſchen Staa⸗ 
tes einen Unterſchied bezüglich des bürgerlichen, 
peinlichen oder Prozeß = Rechtes machen, wodurch 
die letzteren als Ausländer zurückgeſetzt würden. $ 3. 
Die Aufnahme in das Staatsbürgerthum eines deut⸗ 
ſchen Staates darf an keine anderen Bedingungen ge⸗ 
knüpft werden, als welche ſich auf die Unbeſcholtenheit 
und den genügenden Unterhalt des Aufzunehmenden für 
ſich und ſeine Familie beziehen. § 4. Die Strafe des 
bürgerlichen Todes ſoll nicht ſtattfinden und da, wo fie 
bereits ausgeſprochen iſt, in ihren Wirkungen aufhören, 
inſoweit erworbene Privatrechte hierdurch nicht verletzt 
werden. § 5. Die Auswanderungsfreiheit iſt von 
Staats wegen nicht beſchränkt. Abzugsgelder dürfen 
nicht erhoben werden. Die Auswanderungs⸗Angelegen⸗ 
er unter dem Schutze und der orge des 
R 8. 


Weit we Beilagen. 
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(Fortſetzung.) RR, 
terbrochen) Wenn gelacht worden ift, ſo iſt über das, 
was den Lachenden als Uebertreibung erſchien, gelacht 
worden. (Stimmen durch einander: „Nein! Nein! 
Ruhe! Ruhe! Es iſt über die Rechte des Volks ſelbſt 
gelacht worden!) Der Präſident ſtellt endlich mit der 
Glocke die Ruhe wieder her. Stedmann forderte 
die Mitglieder des für Berathung des Geſetzes über 
die proviſoriſche Centralgewalt niedergeſetzt geweſenen 
Ausſchuſſes, welchem nach dem Beſchluß der Verſamm⸗ 
lung bei ſeiner Bildung auch die künftig eingehenden, 
auf die proviſoriſche Centralgewalt bezüglichen Anträge 
zugewieſen werden ſollten, zu einem neuen Zuſammen⸗ 
tritt auf, um wegen der von Nauwerck ꝛc. geſtellten, 
die Aeußerungen des preußiſchen Miniſterpräſidenten 
hinſichtlich der proviſoriſchen Centralgewalt betreffenden 
Anträge in Berathung zu treten. Noch erhob ſich 
eine Debatte darüber, ob morgen Sitzung gehalten 
werden ſolle. v. Rönne verlangte unter Hinweiſung 
auf die dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe zugewie⸗ 
ſene Maſſe von Arbeiten, daß bei der Regel, Sonna⸗ 
bends keine Sitzung zu halten, geblieben werde. v. 
Soiron erinnerte an die von der rechten, ſowie ent— 
gegen von der linken Seite geſtern behauptete Dring: 
lichkeit der Berathung über die poſener Frage, bezie⸗ 
hungsweiſe über die internationalen Verhältniſſe. Eine 

itzung weniger wird die Arbeiten des volkswirthſchaft⸗ 
lichen Ausſchuſſes nicht ſehr fördern, eine Sitzung 
mehr nicht ſehr aufhalten. Die Verſammlung bes 
ſchloß, morgen Sitzung zu halten. Tagesordnung: 
1) Die Berathung über den Bericht von Wyden⸗ 
brugk, die auswärtigen Verhältniſſe mit Rußland, 
Frankreich und Nordamerika betreffend. 2) Berathung 
über den Bericht des Abgeordueten Stenzel, die Ein⸗ 
verleibung eines Theils des Großherzogthums Poſen 
— den deutſchen Bund betreffend. Schluß der Sitzung 

J Uhr. 

Die in der vorſtehend angegebenen Tagesordnung 
enthaltenen Anträge lauten: A. Die Anträge des er⸗ 
ſten Berichts: 1) Die National⸗Verſammlung möge 
erklären, daß an der öſtlichen Gränze Deutſchlands den 
deutſchen Streitkräften eine ſolche Stärke zu geben iſt, 
daß fie der gegenüberſtehenden Heeresmacht vollkommen 
gewachſen ſind; 2) die National⸗Verſammlung wolle 
über die Trutz⸗ und Schutzbündniſſe mit verſchiedenen 
Staaten betreffende Anträge zur motivirten Tages⸗ 
Ordnung übergehen; 3) erklären, daß ſie die An⸗ 
erkennung Frankreichs als Republik und die Abſendung 
eines Geſandten für Deutſchland nach Paris bei der 
bevorftehenden Anordnung der Geſandtſchaften für 
Deutſchland als ſelbſtverſtanden betrachte. B. Die An⸗ 
träge, bezüglich der poſener Frage: 1) die National⸗ 
Verſammlung möge die Aufnahme derjenigen Theile 
des Großherzogthums Poſen, welche auf den Antrag 
der königl. preuß. Regierung durch einſtimmige Be⸗ 
ſchlüſſe des Bundestages vom 22. April und 2. Mai 
in den deutſchen Bund aufgenommen worden ſind, 
wiederholt anerkennen und demgemäß die aus dem 


Deutſchland zugeordneten Theile gewählten zwölf Ab⸗ 


geordneten zur deutſchen National⸗Verſammlung, welche 
auf ihre Legitimation vorläufig zugelaſſen worden ſind, 
nun endgültig zulaſſen; 2) die von dem königl. preu⸗ 
ßiſchen Kommiſſar, General Pfuel, vom 4. Juni d. J. 
angeordnete vorläufige Demarcations- Linie vorläufig 
anerkennen, ſich jedoch die letzte Entſcheidung über die 
zu treffende Abgränzung zwiſchen beiden Theilen auf 
weitere Vorlage der preußiſchen Regierung vorbehalten; 
3) von der preußiſchen Regierung eine beftimmte Er⸗ 
klärung verlangen, daß diefelbe nicht nur ihrerſeits, fo 
lange ſie den polniſchen Theil des Großherzogthums 
Ber regieren werde, den in demſelben wohnenden 

eutſchen ihre Nationalität erhalten, ſondern daß ſie 
auch dafür ſorgen werde, ihnen dieſelbe für den Fall 
zu ſichern, daß dieſer polniſche Theil Poſens aufhören 
ſollte, unter preußiſcher Herrſchaft zu ſtehen; 4) in 
Beziehung auf die Petitionen, welche Weſtpreußen be⸗ 
treffen, den nicht deutſchen Bewohnern dieſer Provinz 
zu erklären, daß die National⸗Verſammlung laut Be⸗ 
ſchluſſes vom 31. Mai, allen nicht deutſchen Volks⸗ 
ſtämmen auf deutſchem Bundesboden lalſo auch überall 
auf demſelben den Polen) ungehinderte volksthümliche 
Entwickelung und in Hinſicht auf das Kirchenweſen, 
den Unterricht, die Literatur, die innere Verwaltung 
und Rechtspflege die Gleichberechtigung ihrer Sprache, 
fo weit deren Gebiet reiche, gewährleiſtet habe. 

In der Sitzung der verfaſſunggebenden 


Reichs⸗Verſammlung am 22. Juli hat dieſelbe, 
bez io derſchiedener Anträge, die auswärtigen Ver⸗ 
hältniſſe d d, beſchloſſen: 1) ſich mit den von 


völferrechtlichen Ausſchuſſe aufgeſtelten oberften 
eee auswärtigen Politik eingerſtanden zu 
ren, welche lauten: 05 unſere auswärtige Politik 
die Ehre und das Recht Deutſchlands über jede an⸗ 


1 Rückſicht ſetzen werde, iſt ein Grundſatz, welcher 


einer beſonderen poſitiven Anerkennung nicht bedarf. 


Er lebt in dem Herzen des ganzen Volkes, welches 


ſich der Vereinigung zu einem Staate erfreut, welches 
für ſeine Freiheit und Einheit jegliches Opfer auf den 
Altar des Vaterlandes niederzulegen bereit ſein wird. 
Der Ausſchuß glaubt aber hervorheben zu müſſen, daß 
Deutſchland keinen fremden Staat in der ſelbſtſtändi⸗ 
gen Entwickelung feiner inneren Angelegenheiten ir 
gendwie hindern oder je die Hand zu einem Kampf 
verſchiedener Staaten um politiſche Prinzipien bieten 
wird. In der folgerichtigen und thatkräftigen Durch⸗ 
führung dieſer Grundſätze, welche alle geſitteren Völker 
zu den ihrigen gemacht haben oder machen werden, 
liegt die Bürgſchaft, daß die in der Geſchichte faſt bei⸗ 
ſpiellos daſtehende Bewegung, welche den Welttheil 
ergriffen, nicht zu einem allgemeinen Völkerkampfe aus⸗ 
arten, daß ſie nicht ihre ſchönſten Errungenſchaften ſelbſt 
zu Grabe tragen werde. Man iſt vielmehr zu der 
Hoffnung berechtigt, daß der Frieden Europas an den 
wenigen Punkten, an welchen er geſtört iſt, bald wie⸗ 
der hergeſtellt ſein wird. 2) Die National-Verſamm⸗ 
lung erklärt, daß die Ausführung der Nr. 2 des Aus: 
ſchuß⸗Berichts und des dazu geſtellten Antrags mit 
Rückſicht auf die bereits beſchloſſene Vermehrung der 
Streitkräfte an die inzwiſchen ins Leben getretene Cen⸗ 
tralgewalt zu überweiſen ſei. 3) Die Verſammlung 
geht über die Trug: und Schutzbündniſſe mit verſchie⸗ 
denen Staaten betreffenden Anträge zur motivirten 
Tagesordnung über. 4) Die Verſammlung erklärt, 
daß ſie die Anerkennung Frankreichs als Republik und 
die Abſendung eines Geſandten für Deutſchland nach 
Paris bei der bevorſtehenden Anordnung der Geſandt— 
ſchaften für Deutſchland als ſelbſtverſtanden betrachte. 
Im Laufe der Debatte, an welcher Ruge, Vogt, Baſ⸗ 
ſermann, Blum, Wurm, Jahn, von Beckerath, von 
Möring, von Wydenbrugk als Berichterſtatter Theil 
nahmen, erklärte der Reichsminiſter von Schmer— 
ling, daß das Reichsminiſterium nach feiner Vervoll— 
ſtändigung ein Programm über die von ihm zu be⸗ 
folgende auswärtige Politik, die Art der Anwendung 
der von dem völkerrechtlichen Ausſchuſſe gezeichneten 
Grundſätze der Nationalverſammlung vorlegen werde. 
Schluß der Sitzung Nachmittags 2 Uhr. 
O. P. A. 3.) 

[Verhandlungen des deutſchen Handwer⸗ 
ferz und Gewerbe-Kongreſſes.] In der heuti⸗ 
gen, um 3 Uhr Nachmittags beginnenden Sitzung ſtat⸗ 
tete der zweite Ausſchuß Bericht ab über ſeine, auf 
Grund vieler ihm überwieſenen Inſtruktionen und 
ſchriftlichen Vorlagen vorgenommenen Arbeiten. Der 
Referent verlas folgende, zur Hebung des deutſchen 
Handwerkerſtandes vom Ausſchuß zur Diskuſſion auf⸗ 
geftellte Grundzüge: J. Eine allgemeine Hand⸗ 
werker⸗Ordnung für ganz Deutſchland, ge 
ſtützt auf folgende Grundſätze: a) der Betrieb eines 
Handwerks iſt bedingt durch Gewinnung des Meiſter⸗ 
rechts; b) alle Meiſter müſſen zu Innungen zuſam⸗ 
mentreten; c) die Zulaſſung des Beitritts hängt ab vom 
Nachweis der vollen Befähigung und einem beſtimm⸗ 
ten Alter; d) mehrere Gewerbe darf Niemand gleich— 
zeitig betreiben. — II. Schutz des Handwerks: 
ſtandes: A. Nach Innen: a) Beſchränkung der Ge: 
werbe auf die Städte, in der Regel; b) Haupthandel 
mit Handwerksartikeln iſt unbedingt zu verbieten; €) 
Staatswerkſtätten ſind unzuläſſig; d) die Fabriken 
müſſen zu Gunſten des Handwerkerſtandes angemeſſen 
beſteuert werden; e) nur dem Handwerkerſtande iſt der 
Kleinhandel mit den Fabrikaten feines Gewerbes ge: 
ſtattet. B. Nach Außen: a) Schutzzölle; b) Begün⸗ 
ſtigung der Einfuhr des in Deutſchland gar nicht oder 
nicht hinlänglich erzeugten Rohmaterials; c) Handels: 
verträge mit dem Auslande. C. Verhältniſſe zum 
Staat: a) Vertretung der Innungen durch Spezial: 
und eine allgemeine deutſche Handwerkskammer; b) 
ansſchließliches Recht der inneren Selbſtverwaltung der 
Innungen. D. Hülfsmittel: a) durch Schulen 
und Fortbildungsanſtalten; b) durch Hülfskaſſen und 
Vorſchußbanken; e) durch zweckmäßige Kreditgeſetze. — 
Nach einer mehrſtündigen Debatte wurde ſtatt a) J. 
das folgende Amendement angenommen: „Der Betrieb 
eines Handwerks oder techniſchen Gewerbes ift bedingt 
durch Gewinnung des Meifter- und Ortsbürgerrechts“. 
Der Antrag b) J. wurde in folgender abgeänderter 
Faſſung angenommen: „Alle Handwerker treten zu In⸗ 
nungen zuſammen“. Analog der Verhandlung der 
Nationalverſammlung über die Grundrechte des zer 
ſchen Volks ſoll auch Über dieſe der künftigen 3 5 
werkerordnung wahrſcheinlich zu Grunde 4 Lore 
Prinzipien zweimal abgeſtimmt werden. e * G. 35 
zung it die zur nächften Sieung ag ſche Frage. 
Kobueg, 20. Juli. [Die chenden Var 
In einer geſtern Abend abgehaltenen ſehr zahl chen Ver⸗ 


ſammlung des neu gegründeten Bürgervereins wurde 
die thüringiſche Frage zum erſten Mal zur Beſprechung 
gebracht und nach lebhaften Diskuſſionen ſogleich da⸗ 
hin erledigt, daß eine ſofort erwählte Deputation von 
5 Bürgern dem Herzog mündlich und ſchriftlich erklä⸗ 
ren folle: Das Herzogthum Koburg würde zwar alle 
zu verlangenden Opfer bringen, wenn es dem ganzen 
Vaterlande gelte; aber zu Gunſten einer älteren Duo⸗ 
dez⸗Fürſtenlinie (Weimar) die eigene Selbſtſtändigkeit 
aufzugeben und ſich zur Gründung eines neuen Duos 
dez-Königthums herzugeben, ſei es durchaus nicht ges 
willt, und der Herzog werde dringend gebeten, ſich in 
Verhandlungen über dieſen Gegenſtand gar nicht ein⸗ 
zulaſſen. Dies Letztere bezieht ſich darauf, daß am 
22. d. in Gotha eine Miniſterkonferenz den berührten 
Punkt verhandeln ſoll. (N. K.) 
Neuſtrelitz, 22. Juli. Heute früh um 7 Uhr 
iſt Ihre königliche Hoheit die Erbgroßherzogin von ei⸗ 
uem Erbprinzen überaus glücklich entbunden worden. 
Die Freude darüber iſt eben ſo groß als allgemein. 


Erzherzog Johann. 


(Schluß.) Am 10. Julius 1806 endlich, ein hal⸗ 
bes Jahr nach dem Frieden von Preßburg, aber ehe 
man in Preußen oder in den übrigen deutſchen Län⸗ 
dern ernſthaft daran dachte, dem franzöſiſchen Kaiſer 
mit dem deutſchen Volke entgegenzutreten, ſchrieb Erz⸗ 
herzog Johann: „Ich bereite mich auf die Zukunft. 
Meine Hoffnung gründet ſich auf einen Augenblick der 
Kriſe, in dem die deutſche Nation (la nation alle- 
mande) unter der Laſt franzöſiſchen Drucks, franzöſi⸗ 
ſchen Stolzes und franzöſiſcher Willkür erliegend, einen 
Aufſchwung nimmt und dieſes entehrende Joch ab⸗ 
ſchüttelt. Dann werden alle wohldenkenden Männer 
ſich ausſprechen und an der Spitze dieſer Völker (de 
ces peuples) die Schmach rächen, die ihnen angethan 
war; für dann auch ſehe ich eine Verbindung zwiſchen 
unſern beiden Höfen voraus, die Niemand hemmen 
kann, weil ſie durch das Bedürfniß gegenſeitigen Bei⸗ 
ſtandes geſchaffen iſt. Sollte aber — das Schlimmſte 
was geſchehen kann — der Leichnam unſers „(des 
öſterreichiſchen!“ Staats noch vor dem zuſammenbre⸗ 
chen: ſo verzweifle ich dennoch nicht, und man müßte 
in dieſem Unglück die Quelle eines künftigen Glücks 
aufſuchen; das heißt: man müßte die Grundlagen 
eines neuen Gebäudes legen (poser les fonde- 
ments d'un nouvel &difice), damit, wenn auch wir ſelbſt 
nicht deſſen Ende erblickten, unſere Nachkommen davon 
Nutzen ziehen könnten. Ich ſeufze über das Elend, 
welches unſere Langſamkeit und Unbeküm⸗ 
mertheit unſern braven Völkern zuziehen 
kann, aber komme was wolle, nie werde ich 
meinem Vaterlande den Rückenkehren.“ Der Ei⸗ 
fer mit welchem Erzherzog Johann und ſeine politi⸗ 
ſchen Freunde während der erſten Jahre dieſes Jahr⸗ 
hunderts eine Einigung des preußiſchen und öſterreichi⸗ 
ſchen Hofes betrieben, war einem harten unfruchtbaren 
Boden zugewendet. Seit einem halben Jahrhundert 
hatten Wien und Berlin jedes im andern ſeinen tödt⸗ 
lichſten Feind erblickt, ſeit noch länger war es an je⸗ 
dem dieſer Höfe Grundſatz, denjenigen politiſchen An⸗ 
ſichten, welche von einem der nichtregierenden Mitglie- 
der des Herrſcherhauſes ausgeſprochen wurden, mög⸗ 
lichſt entgegenzuhandeln, denn die unvermeidliche Frucht 
des Abſolutismus iſt im Occident wie im Orient Miß⸗ 
trauen gerade gegen die nächſtſtehenden Verwandten. 
Es gelang daher auch dem Erzherzog nicht, die Fah⸗ 
nen Oeſterreichs und Preußens neben einander im Felde 
flattern zu ſehen. Daß dieſes Scheitern ſeines Lieb⸗ 
lingswunſches ohne Einfluß auf ſeine politiſche An⸗ 
ſchauungsweiſe überhaupt geblieben ſei, wagen wir kaum 
zu glauben. Allerdings fehlen uns, da die Briefe an 
Johann v. Müller mit dem Juli 1806 enden, ſelbſt 
die wenigen bis dahin vorhandenen Mittel, das See⸗ 
lenleben des Fürſtenſohnes genauer zu verfolgen; in⸗ 
deſſen möchte doch wohl eine leiſe innere Verbindung 
dazwiſchen stattfinden, daß jemehr der Erzherzog ſich 
von der Erfol it feines Bemühens für Einigun, 

gloſigkeit fe i migung 
der Höfe überzeugte, deſto klarer und ſchärfer in ihm 
eine politiſche Richtung ſich . deren Keim in 
feinem tiefinnerſten Weſen gegeben war, deren Wachs⸗ 
thum indeß urſprünglich mit Hemmniſſen zu kämpfen 
hatte, die kaum minder tief in ihm wurzelten. Seine 
Jugendjahre hatte der in Florenz geborne Sohn Leo: 
polds II. feit dem Jahre 1790, wenn wir nicht irren, 
beſtändig in Wien zugebracht, an einem Hofe, der ge⸗ 
gen den Luftzug der Demokratie hermetiſch verſchloſſen 
blieb. Die Lehrer, welche hier ſeine Erziehung leiteten, 
waren mindeſtens zum Theil Militärs und ältere 
ner, wie der von Wunden zahlreich bedeckte Greis Ba⸗ 
ron Hager, d. h. — wie man anne — 
Perſonen, welche durch ihten Stand und die Eindrücke 


ihrer lange vor die franzöſiſche Revolution gefallenen 
Jugend der Lehre vom leidenden Gehorſam der Un⸗ 
terthanen, von der patriarchaliſchen Unumſchränktheit 
der Herrſcher zugethan ſein mußten. Das Beiſpiel 
ſeiner ganzen Umgebung alſo drängte den Erzherzog 
dahin in politiſchen Dingen das Volk für eine todte 
Maſchine zu halteu, die erſt durch den erwärmenden 
Fürſtenwillens Leben und Seele empfange; 
Anſchauungsweiſe 
durch die angeborne Vorliebe zum Soldatenſtand, die 
ihm während des Wiener Lebens ſo oft den Wunſch 
auspreßte: ſtände ich doch an der Spitze der Truppen 
im Felde! Und als ſollte alles zuſammenwirken ihn in 
die abſolutiſtiſche Betrachtung der Dinge hineinzuſtoßen, 
ſo war er früh durch Familienverhältniſſe zu dem Kai⸗ 
Franz aus Privatgründen in eine untergeordnete 


Hauch des 


beſtärkt wurde er in einer ſolchen 


ſer 
Pietätsſtellung gerückt. Da der Vater Johanns 1792 
geſtorben war, fo hatte ſeitdem der erſt zehnjährige Erz— 
herzog in Kaiſer Franz ſeinen vierzehn Jahre älteren 
Bruder, den Oberleiter feiner Erziehung, den Stell: 


vertreter ſeines Vaters, das Haupt ſeiner Familie ver⸗ 


ehren gelernt, und in ſeinen Briefen an Johann von 
Müller ſpricht ſich eine den angegebenen Eindrücken 
vollkommen entſprechende Ergebenheit gegen den fürſt⸗ 
lichen Herrn und Herrſcher aus. Er nennt ihn faſt 
nie anders als ſeinen maitre, ſelten nur bezeichnet 
er ihn als souverain oder gar blos als mpereut, 
und mit dem Gedanken an Liebe zum Vaterland 
iſt ihm, wie ſich von ſelbſt verſteht, der Ge⸗ 
danke faſt blinden Gehorſams unter den Herrſcher 
verknüpft. Noch am 1. Auguſt 1805 ſchreibt er: 
„Stets habe ich nur Einen Zweck; auf dieſen gründet 
ſich mein gemachter Lebensplan, nämlich für den Staat 
und meinen Fürſten ganz zu ſein, zu leben und zu 
ſterben — und wie könnte ich dieſes befolgen, wenn 
ich jemals mich zu einer Partei ſchlüge? Ich kenne 
keine andere, als die des Fürſten, für die andern bin 
ich taub; entſtehen aber ſolche, ſo trachte ich, zu beru⸗ 
higen und auszugleichen.“ Neben ſeiner monar⸗ 
chiſch⸗abſolutiſtiſchen Gedankenrichtung nun bes 
ſaß der Erzherzog ein demokratiſches Naturell. 
Das ceremonielle Weſen war ihm verhaßt; ihn 
lockten die einfacheren Naturzuſtäude unverkün⸗ 
ſtelter Meuſchen; ihm war ein Herz gegeben, 
das die Eindrücke lieber unmittelbar durch ſich 
ſelbſt, als durch den kältenden Umweg des Ver⸗ 
ſtandes aufnimmt; feine geſchichtlichen Studien un⸗ 
ter Johann v. Müllers Einfluß machten ihn zum Be⸗ 
wunderer des Schweizervolkes und zeigten ihm die Er⸗ 
folge rüſtiger Volksthat; ſeine Vorliebe zu Gebirgsge⸗ 
genden verwebte ſich mit einer Vorliebe zu Gebirgs⸗ 
völkern; von feiner erften Neife nach Tirol (1800) trug 
er als Hauptergebniß die Freude an den Bergen und Thälern 
und den „Alpenhirten comme on lesdeerit enSuisse“ da: 
von. Ein mehr oder minder heftiger Zuſammenſtoß 
zwiſchen dem demokratiſchen Naturell und dem monar⸗ 
chiſchen Glauben war im Lauf der Zeit unvermeidlich: 
eines von beiden mußte dem andern weiteren Raum 
geben als bisher. — Johann mußte entweder voll⸗ 
ſtändigerer Volksmann oder vollſtändigerer Hofmann 
werden als er es im Jahre 1800 war. Die Erfah⸗ 
rungen, welche er ſeit dem Eintreten ſeiner geiſtigen 
Selbſtſtändigkeit über das Hofleben gemacht hatte, wa⸗ 
ren letzterem nicht günſtig geweſen. Früh ſchon hatte 
ſich dem Erzherzog die furchtbare Abhängigkeit, in 
welcher gerade die Höchſten des Staats von dem per⸗ 
ſönlichen Willen des Kaiſers und noch mehr von der 
Camarilla deſſelben ſtanden, bemerklich gemacht; ſie 
laſtete auf ihm um ſo ſchwerer, da er ſich eines reinen 
Willens und eines tiefen Verſtandes bewußt war, die 
beide der Camarilla abgingen, während bei zunehmen: 
dem Alter die geiſtigen Mängel feines „mallre⸗ in 
ſtets grelleres Licht traten. Wie ein lichtſcheuer Ver⸗ 
ſchwörer fühlte ſich Johann in den Jahren 1804 bis 
1806 genöthigt, feine vertrauteren Briefe nicht der 
das Briefgeheimniß mißachtenden Poſt anzuvertrauen, 
ſondern ſie auf Privatwegen zu befördern. Wie ein 
Candidat der Theologie bei dem gnädigen Gutsherrn 
um eine Pfarrſtelle, mußte er jahrelang umſonſt um 
eine Anſtellung beim Heere petitioniren. Als man fie 
ihm endlich gewährte, that man es unter Umſtänden, 
die eben ſo kränkend waren als die frühere Verweige⸗ 
rung. Das einemal (1800) übertrug man ihm das 
Heer in Deutſchland erſt dann, als ſein Bruder Karl 
aus Unwillen über die Verkehrtheiten des Hofkriegs⸗ 
raths, den Oberbefehl niedergelegt hatte, als unter deſ⸗ 
ſen Nachfolger Kray die Armee durch wiederholte Er⸗ 
folge der Feinde entmuthigt war und ein beſonnener 
Mann nur durch Anhänglichkeit an den Kaiſer oder 
das Geſammtvaterland bewogen werden konnte, in die 
Uriasſtelle eines öſterreichiſchen Feldherrn einzutreten. 
Das zweitemal (1805) ſchickte man ihn als General 
nach Tirol — wie er das ſelber bemerkt — in Wien 


ſeiner und ſeines Einfluſſes auf den Kaiſer ſich auf 


ſogenannt anſtändige Art zu entledigen. Ein Memoire, 
welches er etwa Januar 1806 dem Kaiſer überſandt 
hatte, und in welchem er die dringendſten Verände⸗ 


rungen des Militär⸗ und Civilweſens beſprach, war 


noch im Juli 1806 nicht beantwortet, vielleicht noch 


nicht einmal von der Regierung eingeſehen. Und wenn 


Vicepräſidenten. 
und Denkmal für die in den Märztagen Ge⸗ 
fallenen. Der demokratiſche Klubb.] Durch 
die Wahl des Dr. Schmitt aus Wien zum Präſiden⸗ 
ten der Reichsverſammlung hat die ſlaviſche Partei 
einen ſchlauen Streich geführt, denn ſie übte ſcheinbar 
einen Akt der Nachgiebigkeit und Selbſtverleugnung, 
indem ſie auf ihren Kandidaten verzichtete und einen 
Wiener Deputirten erkor, allein zugleich beging ſie die 
Perfidie juſt den unbedeutenſten und am wenigſten 
bekannten Abgeordneten der Hauptſtadt auszuwählen. 
Die Wahl der Herren Strohbach aus Prag und He⸗ 
genauer aus Trieſt zu 
mene Beiſtimmung⸗— Hier weiß man nicht, was 
von der Krankheit Weſſenbergs zu halten ſei, der 
noch immer in der Nähe Frankfurts verweilt, denn 
nur die Wenigſten glauben an den Vorwand der Er⸗ 
krankung, deſto mehr herrſcht die Anſicht vor, Weſſen⸗ 
berg ſei beftiumt, Reichsminiſter für die auswärtigen 
Angelegenheiten zu werden, indeß Andere die Rückkehr 


— 1880 


nun der Erzherzog von feinen perſonlichen Verhältniſ⸗ 
ſen abſah und, wie das in ſeiner Natur lag, auf die 
öffentlichen Zuſtände des Staates hinblickte, was fand 
er da vor? Ein Volk vom beſten Willen beſeelt, eine 
Truppe voll Tapferkeit und Ausdauer, daneben aber 
den Frieden von Lüneville, den Frieden von Preßburg, 
den Zerfall des Staates, weil die Camarilla des Ho⸗ 
Die Vater⸗ 
lands liebe des Erzherzogs, fein breunender Wunſch, 


fes weder Volk noch Heer verſtand. 


das erdrückende Uebergewicht der Franzoſen zu 


brechen, leiteten ihn, nachdem ſeine Hoffaung auf 


Preußen, auf Einigkeit und Thatkraft der Ca⸗ 
biuete, ihrem gemeinſamen Feinde Napoleon ge: 
genüber, gefchritert war, ſtets unausweichlicher 
einer demokratiſchen Richtung entgegen. Gleich 
nach den Unglückstagen von Aufterlig und Jena vers 
trat er eifrig am öſterreichiſchen Hofe die Idee, den 
nächſten Krieg gegen Frankreich zu einem Volks kriege 
zu machen, traf er mit raſtloſer Thätigkeit Tag und 
Nacht Vorbereitungen zu einem Volkskriege, wie nur 
ein genaues Verſtändniß des Volksgeiſtes ſie ihm ein⸗ 
zugeben vermochte. Er ſorgte dafür, daß fremde Flug⸗ 
ſchriften gegen Napoleon überſetzt und zu Tauſenden 
in Oeſterreich verbreitet wurden; er arbeitete — wie 
wir das aus einzelnen Anzeichen ſchließen dürfen — 
darauf hin, daß in Oeſterreich ſelbſt Schriften entſtan⸗ 
den, die den Volkshaß gegen Napoleon zündeten und 
ſchürten; er leitete die Verſchwörungen des Volks be⸗ 
ſonders in Tirol; er bewies im Nathe die Er⸗ 
ſprießlichkeit von Volksaufſtänden und von Bür⸗ 
gerwehren; er organiſirte letztere mit Vorliebe 
und Rühr iakeit, und ſoweit uns in die dunklen 
Grotten der öſterreichiſchen Geſchichte von 1809 hinein 
zu blicken vergönnt iſt, drang unter allen öſterreichiſchen 
Feldherren und Erzherzogen Johann am kräftigſten, 
lauteſten und ausharrendſten auf einen Kriegsplan für 
1809, welcher der Betheiligung des Volks am Kampfe 
den möglich weiteſten Spielraum gewähre. In dem 
militäriſchen Auftreten und Plauentwerfen des 
Fürſteuſohus war der Hofmann durch den Volks: 
mann zurückgedrängt. (A. A. 3.) 


Oeſterreich. 
8 Wien, 24. Juli. [Der Präſident und die 
Weſſenberg. Todtenfeier 


Vicepräſidenten fand vollkom⸗ 


deſſelben an die Ankunft des Kaiſers knüpfen. Daß die 
Wiederkehr des Kaiſers nachgerade eine unvermeidliche 
Nothwendigkeit geworden, leugnet jetzt Niemand mehr 
und ſoll ſelbſt Erzherzog Johann die dringendſten Vor⸗ 
ſtellungen nach Innsbruck gerichtet haben, die vom ge⸗ 
ſammten Miniſterium dadurch unterſtützt wurden, daß 
ſelbes drohte, im Weigerungsfalle abzutreten. — Für 
die in den Märztagen Gefallenen wird demnächſt eine 


große Todtenfeier ftattfinden, zu der alle Mitglieder 
des 
man beim Reichstag den Antrag ſtellen, zur Errichtung 
eines Denkmals für. dieſelben die erforderlichen Geld: 
mittel zu bewilligen und zugleich eine ſolenne Aner⸗ 
kennung des revolutionären Rechtsbodens auszuſpre⸗ 
chen. — Die thätlichen "Angriffe auf den Redak 


Reichstages geladen werden ſollen; gleichzeitig wird 


teur des „Freimüthigen“ und den demokratiſchen 
Klubb haben eine ſehr heilſam Gegenwirkung hervorge⸗ 
bracht, indem ſich die allgemeine Entrüſtung gegen 
dieſe nichtswürdigen Attentate immer lauter ausſpricht 
und die Thäter von der öffentlichen Meinung gebrand⸗ 
markt werden, während ſie zugleich der geſetzlichen 
Strafe zugeführt ſind. Die Plakate, die zum Beitritt 
zum demokratischen Klubb einladen, haben mngenen 
gewirkt und der Andrang zur Einziihnung M die Li⸗ 
ſten des Vereins ift ſeit zwei Tagen, ungeheuer, auch 
eine Anzahl von Reichstags mitglieder prangen ſeit je⸗ 
nem Vorfall in den Reihen des Klubbs, der durch den 
Angriff der Reaktion einen ungeahnten Aufſchwung ge⸗ 
nommen hat, da jetzt Viele, bie die Sitzungen nie de⸗ 
ſuchten, deunoch aus Ehrgefühl beitraten, weil es edel 
und mannhaft iſt, der Verfolgung entgegenzutreten und 
dem unterdrückten Recht ſeine Kraft zu widmen. — 
Der hieſige Bildhauer Petzelt hat ſich, ein Greis von 
70 Jahren, in einem Anfall von Schwermuth das 
Leben genommen, wie denn überhaupt ſeit 4 Mona⸗ 
ten die Zahl der Selbſtmörder und Irrſinnigen ſehr 


bedeutend iſt, was wahrſcheinlich mit den politiſchen 
Verhältniſſen zuſammenhängt, die viele unentſchiedene 
Gemüther verwirren. 

* [Kriegsſchauplatz.] Die neueſten Nachrich⸗ 
ten aus Verona vom 20. Juli, und aus Padua 
vom 21ſten melden nichts Erhebliches. Der F.⸗M. 
Graf Radetzky war in Verona und F.⸗M.⸗L. Wel⸗ 
den in Padua. Der gänzliche Rückzug der Neapo⸗ 
litaner in ihre Heimath und ihr Abzug aus Venedig 
beſtätigt ſich. Auch hat der Papſt einen Erlaß er⸗ 
theilt, alle mit den öſterreichiſchen Generalen abgeſchloſ⸗ 
ſenen Kapitulationen, welche die Mailänder Regierung 
verletzen wollte, heilig zu halten. In Folge deſſen keh⸗ 
ren die Kroziati von Palma, Treviſo, Vicenza u. ſ. w. 
zum Troſt des Landvolkes in Haufen nach dem Rö⸗ 
miſchen zurück. — Aus Trieſt wird gemeldet, daß die 
ſardiniſche Flotte am 22ſten aus dem Geſicht ver⸗ 
ſchwunden war. 


Peſth, 20. Juli. [Die miniſterielle Erklä⸗ 
rung.] Die Stelle des miniſteriellen Programms, 
welche die Politik des Miniſteriums in Bezug auf 
Italien am ſchlagendſten bezeichnet, lautete in der Rede 
Koſſuth's folgendermaßen: 
kund geben, in wie weit meine Politik ſich erſtrecke 
und nun will ich einen Protokollauszug vom Mi⸗ 
niſterrath verleſen. Wir theilen kurz den Inhalt mit: 
Das Miniſterium erklärt, daß in Anbetracht der be⸗ 
unruhigenden Verhältniſſe und Zuſtände unſeres Va⸗ 
terlandes, das von allen Seiten angegriffen iſt, es für 


— — — — —— 


„Ich wollte dem Hauſe 


jetzt ſeine Aufmerkſamkeit den Zuſtänden des Vater⸗ 


landes ſchuldig ſei, — doch, indem es ſich auf dieſe 
Weiſe erklärt, weist es die Pflicht nicht zurück, die 
öſterreichiſche Monarchie gegen ihre äußeren Feinde zu 
vertheidigen. Und ſo, wie das Land ſeine Ruhe, ſei⸗ 
nen Frieden wieder gewinnt, wird es die entbehrli⸗ 
chen Truppen der öſterreichiſchen Monarchie 
zur Dispoſition ſtellen. Die Realiſirung dieſer 
Verheißung hängt von dem Umſtand ab, daß Oeſter⸗ 
reich von ſeinem feindſeligen Auftreten gegenüber von 
Ungarn ablaſſe, und das ungariſche Mi⸗ 
niſterium legt ſogleich in Vorhinein Pros 
teſt ein, gegen jedwedes Unterdrücken der Frei⸗ 
heit der italieniſchen Nation und berückſichtigt 
blos die Gegenſeitigkeit der Intereſſen und Forderun⸗ 
gen. — Dieß iſt die miniſterielle Politik. — Schon 
vor Monaten hat man dem Miniſterium den Rath 
ertheilt, entweder abzutreten, oder aber das ungariſche 
Militär zurückzuberufen. — Nun, nur das hatte man 
noch benöthigt. Wir wären abgetreten, die Soldaten 


wären aber doch in Italien geblieben — oder wären 


blos unſere 12,000 Ungarn zurückgekehrt, — die 
30,000 Croaten aber dort geblieben?? — Ich geſtehe 
es, häufig habe ich mich recht herzlich gefreut, wenn 
ich einen errungenen Sieg der Italiener erfahren, trotz 
dem dabei unſere Brüder verblutet ſind, — das war 
mir als Menſchen erlaubt. — Der Miniſter aber darf 
fo nicht ſprechen. — Das ift unfere Politik.“ — 
Nach dieſer feurig gehaltenen Rede, ſprachen noch an⸗ 
dere, auch Miniſter Eötvös. Mehrere von der äuße⸗ 


ren Linken haben ſich kräftig gegen dieſe Politik er⸗ 


klärt, — aber bedauert, daß das Miniſterium feine 
Stellung mit dieſer Frage in Verbindung ſetzte, denn 
unter den jetzigen Verhältniſſen wäre die Zurücktretung 
des Miniſteriums eine wahre Calamität! — Auf 


die Interpellation eines Oppoſitionsredners, daß er 


um deutlichere Erklärung des Miniſterprotokolles bitte, 
ſtieg Koſſuth zum 4. Male auf die Tribüne: „Ich will, 
ſagte er, dem Verlangen des Redners genügen und erklä⸗ 
ren, was ich unter einem ehrenvollen Frieden verſtehe. 


Es möchte ausgeſprochen werden, daß die voll⸗ 


kommene italieniſche Freiheit anerkannt ſei, 
wenn auch die gänzliche Lostrennung von Oeſter⸗ 
reich, mit Berückſichtigung der ſtrategiſchen 
Stellung und der zu konſtatirenden Grenzen 
Oeſterreichs. Mehr kann ja Italien nicht ver⸗ 
langen, ſonſt wäre es den Italienern nicht um 
Freiheit zu thun.“ Seit dieſer Deklaration ſchien 
ſelbſt die Oppoſition zufrieden zu ſein, — ſie war ja 
ohnehin in der Minorität — und Nyari, der „Lin 
ken Matador, ſprach ſich nur dahin aus, daß Koſſuth 
ſelbſt dieſen Punkt in der Adreſſe, — nach den eben 
ausgeſprochenen Prinzipien — formuliren möge. Dies 
wurde angenommen. — Und ſo löſte ſich dieſe wahr: 


haft ſowohl für uns als auch für Oeſterreich wichtige 


eſſion auf, um morgen im Speciellen verhandelt zu 
werden. — Die Minifteriellen verließen froh die Si⸗ 
zung — denn das Miniſterium ſteht feſt; — die An 
deren hingegen wehmüthig, denn es war der erſte große 
ernſthafte Schritt gegenüber von Europa, den gewiß 
ſehr viele mißbilligen werden, der aber vielleicht ande⸗ 
rerſeits den öſterreichiſch-italieniſchen Knoten löſen wird. 

(Oeſter. 3.) 

* Die neueſten Nachrichten aus Peſth vom 23. 
Juli melden, daß F.⸗M.⸗L. Bechtold in den Gr 
fechten bei St. Tomas nicht geblieben iſt. Allein es 
wird von Fünfkirchen gemeldet, daß ſich zwei Bar 
taillone ungariſcher Regimenter weigerten, auf die 


Grenzer zu ſchießen und daß ſich Graf Bechtold des⸗ 
halb unverrichteter Sache zurückziehen mußte. 5 
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Großbritannien. 

London, 20. Juli. [Außerordentliche Gäh⸗ 
rung in Irland und die Maßregeln der Re⸗ 
gierung.] In der heutigen Sitzung des Oberhau⸗ 
ſes interpellirte Lord Stanley das Gouvernement 
über die Lage Irlands. Er fragte: ob das Gouver⸗ 
nement den Plan habe, neue Vollmachten zu verlan⸗ 
gen? Marquis Lansdowne entgegnete: außer den, 
dem Gouvernement bereits eingeräumten Befugniſſen, 
die es bereits in Anwendung gezogen, indem es die 
Bezirke, in welchen die Gährung am höchſten, in Be: 
lagerungszuſtand habe erklären laſſen, würde das Gou: 
vernement morgen die neuen Maßregeln mittheilen, die 
es vorzuſchlagen gedenke. — Die Nachrichten aus Ir⸗ 
land lauten ſtündlich beunruhigender. Mehrere 
neue Verhaftungen wurden vorgenommen und Trup⸗ 
pen ſind nach Waterford und Cork abgegangen. Die 
Gährung iſt im ganzen Lande auf das Hoͤchſte ges 
ſtiegen und bei dieſer Lage der Dinge wird der Lord: 
Lieutenant ſeine Urlaubreiſe kaum antreten können. — 
Lord Clarendon hat ſich endlich bewogen geſehen, mit 
Energie die aufflackernde Inſurrektion zu unterdrücken. 

orgeſtern kam der Geheimerath zur Ueberzeugung, 
daß keine Zeit mehr zu verlieren ſei, ſolle Blutvergie⸗ 
n verhütet werden. Man faßte nämlich den Be⸗ 
ſchluß, jene Bezirke, in denen ſich die größte Aufre⸗ 
gung gezeigt, den Beſtimmungen der Zwangsakte zu 
unterwerfen, in deſſen Folge müſſen alle Waffen bin⸗ 
nen 9 Tagen in denſelben abgeliefert werden. Ueber 
die Vorfälle zu Carrik⸗on⸗Suir fehlen noch die De⸗ 
tails, ſo viel iſt aber gewiß, daß das Volk das Ge— 
fängniß erſtürmte und den Geiſtlichen By⸗ 
ron befreite. Nach andern Erzählungen wären alle 
anderen Gefangenen auch freigelaſſen worden. Aus 
Cork hört man, daß die Herren Varian, Bourke und 
John O'Brien wegen einer aufrühreriſchen Rede, die 
ſie am 2. Juli gehalten, verhaftet worden ſind. Auf 
Bürgſchaft hat man ſie zwar freigelaſſen. Zu Cork 
herrſchte große Aufregung. Laut Nachrichten aus 
Waterford vom 17ten ſah es dort ſehr beuntuhigend 
aus. Nachdem Meagher wieder ein Meeting in der 
Grafſchaft Tipperary abgehalten, wo er in gewohnter 
Weiſe das Volk haranguirte, zog er an der Spitze 
von mindeſtens 2000 Mann Morgens zwiſchen 2 und 
in Waterford ein. Seit ſeiner kürzlichen Verhaf⸗ 
tung iſt die Aufregung geſtiegen; das Werben für 
Klubbs und der Waffenverkauf haben bedeutend zuge⸗ 
nommen. Meagher ſoll Abends vorher das Volk ge: 
fragt haben: ob es bereit ſei, ihm beizuſtehen, denn, 
wolle man ihn noch einmal feſtnehmen, ſo werde es 
nicht ohne Kampf abgehen. Der beſchwichtigende Ein: 
uß der Geiſtlichkeit, die mit geringer Ausnahme den 
rieden will, verliert mehr und mehr Terrain. Die 
Maßregel des Gouvernements iſt jedenfalls von den 
mſtänden geboten; denn die Kriſis wurde täglich be⸗ 
denklicher. Die Klubb⸗Organiſation und die Bewaff⸗ 
nung wird täglich furchtbarer, und das Volk ſagt ganz 
laut: bevor die Ernte vorüber ſei, würden 200,000 
ann mit Flinten und Piken bereit ſtehen, wo dann 
das engliſche Gouvernement vielleicht ohne Schwert⸗ 
ſtreich nachgeben müſſe?! Die Leiter der Klubbs ha⸗ 
ben eine Art Manifeſt verfloſſenen Sonnabend zu 
Dublin erlaſſen, worin ſie beſtimmt erklären, daß Zweck 
und Ziel der Klubb⸗Organiſation darin beſtehe, die Ges 
walt der brittiſchen Legislatur in Irland zu ſtürzen. 
Uebrigens proteſtiren ſie dawider, als zielten ſie auf 
Umſturz der ſozialen Ordnung.“) 

[Die engliſche Preſſe iſt der deutſchen Ein⸗ 
heit feind.] Obgleich die Times ſich ſtellt, als be: 
grüße ſie die Wahl des Erzherzogs Johann als den 

eginn einer neuen Aera für Deutſchland, bleibt ſie 
ihrer feindſeligen Geſinnung gegen die Einheitsbeſtre⸗ 
ungen Deutſchlands treu. Die ſeparatiſtiſchen 
endenzen des Königs von Hannove nimmt fie 
formlich in Schutz, indem ſie behauptet, derſelbe 
ei in feinem vollen Rechte. Die Nationalver⸗ 
ammlung iſt ihr heute noch, wie früher, eine ano: 


89＋ꝓ— —— 
) Auch in Amerika ſind die Irländer ungemein thätig, 
für die Unabhängigkeit ihres Stammlandes die entſchie⸗ 
denſten Maßregeln zu ergreifen. So berichten die 
neueſten Meldungen aus New⸗PYork vom 5. Juli 
ee: „zu New: York hatten zahlreiche Demon: 
rationen zu Gunſten der Unabhängigkeit Irlands 
ſtattgefunden. Am 3. Juli zog die irländiſche Bri⸗ 
gade aus, um ein Meeting in der Nähe von New⸗Hork ab⸗ 
zuhalten. Gegen 20,000 Menſchen nahmen daran An⸗ 
theil. Ein Hr. Morney machte dabei den Redner und 
ſagte unter Anderem: „„Sind wir zu dulden ent: 
ſchloſſen, daß die engliſche Ariſtokratie ſich länger vom 
Blute und Schweiße Irlands mäſte? (Nein! Nein!) 
Wollt Ihr, daß dieſe Ariſtokratie fortfahre Irland zu 
berauben, daß unfere Väter, unſere Nerwandten, von 
ihr getödtet oder deportirt würden? (Nein! Nein!) 
Wohlan! wird Irland frei durch Worte werden? (Nein, 
Rein!) Dann ſeid Ihr für den . (Ja, Ja!) Nun, 
ſo — wir uns damit beſchäftigen und einige Tauſend 
amerikaniſirter Irländer hinſenden, die ſich in ihre Döͤr⸗ 
fer begeben und ihre Väter und Vettern bei der Hand 
faſſend * ſollen: Wohlan! Der Augenblick zur 
Schlacht iſt gekommen. Wir kommen Euch Beiſtand 
mu leiſten. (Donnernder Beifall). Ja! wir werden 
Kanada, Indien, Irland zu gleicher Zeit angreifen. 
1 Dieſes blutdürſtige Reich muß zerſchmettert 


en.“ ““ 
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male Verſammlung, die ihre Rechte nach ihren Forde⸗ 
rungen oder ihrem Ehrgeize abmeſſe. Die Rechte der 
Souveräne nicht nur, ſondern auch die Intereſſen 
und Unabhängigkeit ihrer Unterthanen würden durch 
ſie gefährdet, was ſie durch Annahme eines allgemei⸗ 
nen Schutztarifs und deſſen Ausdehnung auf Han⸗ 
nover, Mecklenburg und die Hanſeſtädte begründet. 
Schließlich hält ſie es aber für nothwendig, daß Eng⸗ 
land in Deutſchland durch tüchtigere Diplomaten ver⸗ 
treten werde. Der Pariſer Korreſpondent der Times 
ſchreibt, daß die Herzogin von Berry ſich öffentlich zu 
Paris befinde, ohne daß das Gouvernement ihr Hin: 
derniſſe in den Weg lege. Sie wird ſich noch ein 
paar Tage zu Paris aufhalten. 
Frankreich. 

Paris, 21. Juli. [Nationalverſammlung 
vom 20. Juli.] Bei Beginn macht der Präſi⸗ 
dent die traurige Anzeige, daß Dornes in Folge 
ſeiner Wunden geſtorben ſei. Eine Deputation von 
50 Mitgliedern hat ſeiner Leichenfeier beizuwohnen. 
Man ſchreitet darauf zur Wahl eines Vie präſidenten. 
Herr Birio wird mit 328 unter 440 Stimmen ge⸗ 
wählt. Der Präſident macht die Mittheilung, daß 
das Verfaſſungs⸗Comit“ von Montag an die Bemer⸗ 
kungen der Büreaus entgegen nehmen werde. Der 
Finanzminiſter nimmt das Wort, um die von 
Spanien, Belgien und Griechenland uns verſchuldeten 
Summen zu berühren. Spanien ſchulde 80,000,000, 
wovon 50,000,000 wirklich einforderbar ſind. Bel⸗ 
gien ſchulde 15,000.000; übrigens hätte er den Mi⸗ 
niſter des Aeußern gedrängt, dieſe Rückzahlung zu er⸗ 
wirken, was freilich heute ſehr ſchwierig ſei. Bericht⸗ 
erſtatter Etienne möchte, daß man mindeſtens dahin 
ſtrebe, daß die Zinſen der Schulden bezahlt würden. 
Bürger Lagrange ergreift das Wort und trägt dar⸗ 
auf an, daß morgen die Sitzung wegfalle, damit Alle 
dem eben verſtorbenen theuern Freunde die letzte Ehre 
erweiſen möchten. Die Verſammlung beſchließt, daß 
die morgende Sitzung erſt um 4 Uhr beginne. 

Noch immer finden neue Verhaftungen ſtatt, die 
in Folge der eingeleiteten Unterſuchung nothwendig 
werden. Wie man verſichert, wird die Unterſuchungs⸗ 
Kommiſſion in 8 — 10 Tagen ihren General- Bericht 
der Nationalverſammlung vorzulegen im Stande ſein. 


— General Cavaignac ſteht im Begriff, ſich mit Frl. 


Dubochet, der Tochter des Direktors einer Gaskom⸗ 
pagnie, zu verehelichen. Cavaignac's Mutter empfängt 
täglich eine Maſſe Briefe, worin ſich Verwandte der 
Inſurgenten für ſelbe verwenden. Viele derſelben ſind 
voller Drohungen und athmen Rache. — Der Cour⸗ 
rier francais verſichert, die Republik werde das Kö: 
nigreich Sicilien anerkennen, ſobald König Albert die 
Wahl ſeines Sohnes zum König angenommen hätte. 
— Der Meſſager will wiſſen, Frankreich und Eng⸗ 
land hätten ſich wechſelſeitig angezeigt, daß ſie Beob⸗ 
achtungsgeſchwader nach dem ſchwarzen Meere ſenden 
wollen, um die Bewegungen Rußlands an der untern 
Donau zu beobachten. Der Meſſager fragt, was denn 
nun aus dem Vertrag von Unkiar-Skeleſſi werden 
ſoll? — Obgleich der Bericht der Unterſuchungskom⸗ 
miſſion ſchon in wenigen Tagen zur Vorlage reif wird, 
heißt es, daß man über das Komplott noch ziemlich 
im Dunklen tappt. Uebrigens verſichert man, daß zu 
Lavilette eine Menge Flinten aufgefunden worden, auf 
deren Kolben die Buchſtaben L. B. mit einer Krone 
darüber ſich verzeichnet fanden. Der Graf Chambord 
ſoll beſtimmt zu Beſangon geſehen worden fein. Alles 
iſt bisher nur Hypotheſe. 

Straßburg, 18. Juli. Der Arbeiterklubb 
iſt heute auf Anordnung der Departementalbehörde 
geſchloſſen worden. Die Vereinigung der Mit⸗ 
glieder deſſelben bleibt bis auf weitere Verfügung ein⸗ 


geſtellt. (M. J.) 
ch wei z 


Beru, 19. Juli. So eben, gegen 3 Uhr, ift 
der große Rath nach einer dreitägigen, jedesmal bis 
3 Uhr Nachmittags dauernden Berathung, über die 
Annahme des Bundes⸗Verfaſſungsentwurfes zur Ab⸗ 
ſtimmung geſchritten und hat mit 146 gegen 40 
Stimmen beſchloſſen, dieſen Bundes-⸗Verfaſſungsent⸗ 
wurf dem Volke am 6. Auguſt, mit Empfehlung zur 
Annahme vorzulegen. (O. P. A. 3.) 


Fohales und Drovinpieles. 


Breslau, 24. Juli. Die Regierung macht im 
hieſigen Amtsblatt Folgendes bekannt: „Wir bringen 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß nach einer 
Mittheilung der ruſſiſch⸗polniſchen Central-Behörden in 
Warſchau an den dortigen preußiſchen General:Konful 
zur Erleichterung des Grenzverkehrs künftighin den 
dieffeitigen Landbewohnern, die innerhalb des Grenzbe⸗ 
zirkes von drei Meilen wohnen, der Eintritt nach Ruf 
ſiſch⸗Polen auf Legitimationskarten, die von den ru 
ſchen Miſſionen nicht viſirt zu ſein brauchen, geſtattet 
wird, während Gutsbeſitzer aus dieſem dreimeiligen 
Grenzbezirk nur dann die Grenze paſſiren dürfen, wer 
fie den Vorſtehern der polniſchen Zoll Aemter perfönlich 
bekannt find.”, - 


* Breslau, 25. Juli. [Ein Wunder. Fal⸗ 
ſcher Wechſel.] Am 23ften d. M. ſuchte auf dem 
Weidendamm ein an einem Baum ſitzender Mann 
das Mitleid der Vorübergehenden durch ſeine ver⸗ 
ſtümmelten Füße und Hände und die neben ſich 
gelegten Krücken zu erregen. Es gelang ihm auch zu 
ſeinem Vortheil, indem ihm manche Gabe wurde. 
Um das Publikum vor weiterer Zudringlichkeit zu 
ſchützen, wieſer ihn zwei Aufſichtsbeamte an, ſich fort⸗ 
zubegeben; er gehorchte aber nicht, blieb vielmehr be⸗ 
harrlich an ſeinem Ort. Als dieſe ihm wegen ſeiner 
Widerſpenſtigkeit mit Verhaftung drohten und wegen 
ſeiner anſcheinenden Untauglichkeit zum Gehen eine 
Droſchke herbeiholten, benutzte er deren Entfernung 
und entſprang, die Krücken unter den Arm neh⸗ 
mend, in die am Weidendamm befindlichen Weiden⸗ 
ſträucher. — Am 21ſten kam in ein hieſiges Banquier- 
haus ein Mann und präſentirte einen auf dieſes Haus 
von einem andern hieſigen Banquierhauſe mit deſſen 
Unterſchrift verſehenen Wechſel über 200 Rthlr. Da 
ſich bald die Unrichtigkeit der Unterſchrift herausſtellte, 
ſo wurde nach dem Verfertiger des Wechſels geforſcht 
und es ergab ſich, daß derſelbe ein angeblicher Literat 
aus Berlin geweſen iſt, welcher dem Producenten die⸗ 
ſes Wechſels dieſes falſche Papier um den Preis von 
5 Rthlr. verkauft hat. 


* Seslau, 25. Juli. [Katzenmuſik.] Geſtern 
Abend wurde einem hieſigen Arzte auf der Kupferſchmie⸗ 
deſtraße wegen Mißhandlung eines Dienſtmädchens 
eines jener Ständchen gebracht, die unter dem Namen 
„Katzenmuſik“ bereits einen europäiſchen Ruf erlangt 
haben. Die Bürgerwehr ſchritt pflichtgemäß ein und 
ſoll einen der Muſikanten verhaftet haben. * 

[Feſt des Landwehrvereins.] Am Sonntag 
machten die Mitglieder des Landwehrvereins einen feſt⸗ 
lichen Spaziergang nach Schafgotſchgarten und zogen 
mit einer ſchwarz⸗roth⸗goldenen Fahne durch die Stadt. 
Ihre Frauen und Töchter legten den Weg zu Waſſer 
zurück. 

[Polizeiliche Beaufſichtigung.] Bei der 
Konſtituirung eines Vereins in dem Wernitzſchen Lo⸗ 
kale am 23. d. M. ſoll ſich ein Polizeibeamter einge⸗ 
funden haben, um von Amtswegen den Verhandlungen 
beizuwohnen. 


Theater. 


Die Theaterverwaltung hat in der Aufnahme al⸗ 
ter Stücke bisher größtentheils einen guten Takt be⸗ 
wieſen. Von der Repriſe der Holteiſchen „Lenore“ 
können wir das nicht ſagen. Denn wenn wir auch 
jetzt bei dem proviſoriſchen Zuſtande des deutſchen Thea⸗ 
ters von der Forderung abſehen müſſen, daß die Bühne 
auf dem Niveau der Zeit ſtehe, ſo dürfen wir doch das 
verlangen, daß ſie uns nicht etwas ganz Unzeitge⸗ 
mäßes vorführe, und unzeitgemäß iſt diefes vater⸗ 
ländiſche Stück „Lenore“. Oder iſt es wohl ange⸗ 
meſſen zu finden, wenn wir gegenwärtig auf der Bühne 
den preußiſchen Patriotismus mit dem öſterrei⸗ 
chiſchen im Kampfe ſehen? Iſt es angemeſſen, von 
der Bühne herab das Vaterländiſche als das ſpe⸗ 
ziell Preuß iſche verkünden zu hören? — Mir find 
gewiß ſo gut preußiſch, wie irgend Einer, wir fühlen 
uns ebenfalls gehoben durch die Erinnerung an die 
Heldenthaten Friedrich des Großen, aber das Wort 
„vaterländiſch“ können wir gegenwärtig gewiß nur auf 
unſer großes deutſches Vaterland beziehen, und hierin 
ſtimmen uns gewiß alle politiſchen Parteien bei. In 
einem Momente, wo alle deutſchen Stämme an dem 
Werke der Einigkeit arbeiten, und wo gerade ein 
öſterreichiſcher Prinz an der Spitze Deutſchlands 
ſteht, muß ein Stück, das den Kampf zwiſchen Preu⸗ 
ßen und Oeſterreich zum Vorwurf hat, nur wie ein 
Mißton klingen, denn es ſteht im direkten Widerſpruch 
mit dem Volksbewußtſein und dem Geiſte der Zeit. 
Die laue Aufnahme gerade der Stellen, die in einer 
früheren Zeit den lebendigſten Anklang finden mußten, 
hat es uns bewieſen, daß das Publikum unſere An⸗ 
ſicht theilt, und die Verwaltung wird es hoffentlich ein 
ſehen, daß wenn ſie ſich auch nicht mit „Politik“ zu 
befaſſen braucht, fie ſich doch jedenfalls vor An ti⸗ 
politiſchem zu hüten hat. A 2 

Die Darſtellung anbelangend, fo konnte man mit 
dem Männerperſonal wohl zufrieden fein, und iſt na⸗ 
mentlich Herr Ifoard als recht brav zu erwähnen. 
Allein was die Damen anbetrifft, ſo iſt das ein wun⸗ 
der Fleck, den wir nicht zu oft berühren wollen, und 
geben wir uns der Hoffnung hin, daß die Verwaltung 
recht bal d die radikale Heilung vornehmen wird. 
Sollten wir aber zu der Ueberzeugung gelangen, daß 
die Verwaltung den Fleck gar nicht für ſo wund hält, 
ſo werden wir auf's Angelegentlichſte bemüht ſein, ſie 
durch ganz ſpezielle Entwickelungen davon zu übers 
zeugen. Pa 


nn en 
Breslau. Der Tagearbeiter Robert Weber zu Brieg 
hat am 30. Juni d. J. die 10jahrige Tochter des Sim gr. 
geſellen König, Pauline, mit eigener Gefahr vor dem 
trinken im Oderſtrom gerettet. Für dieſe verbienftliche, der 
Nacheiferung würdige Handlung iſt der Robert Weber mit 
einer Prämie von 5 Rtir. belohnt worden. — Der Kreis- 
phyſikus Dr. Bender zu Pleſchen, Regierungs:Beziet Pos 


in, ift in gleiser Eigenſchaft als Phyſikus nach Marten: 
erg dieſſeitigen Regierungs⸗Bezirks verſetzt. — Der bishe⸗ 
rige Predigtamts⸗Kandidat Herrmann Theodor Robert Eit⸗ 
ner zum Paſtor in Kottwitz, Kreis Sagan, berufen. 
Beſtätigt: Der bisherige Hülfslehrer Thaddäus Hauck in 
Ebersdorf als katholiſcher Schullehrer, Organiſt und Küfter 
zu Langenbrück, Habelſchwerdter Kreiſes; der auf ander⸗ 
weite ſechs Jahre wiedergewählte bisherige Bürgermeiſter 
Ernſt Keil zu Trachenberg. 

(Vermächtniſſe und Geſchenke.) Die am 6. März d. Z. 
hierfelbſt verftorbene verwittwete Flößamts⸗Kontroleur Die⸗ 
derſch, geborne Kudraß, hat dem hieſigen Kranken⸗Hoſpital 
Allerheiligen 10 Rtir, und der am 21. April d. J. zu Glaz 
verftorbene Organiſt Franz Leyfer der ſtädtiſchen Armen⸗ 
Kaffe daſelbſt 1000 Kir, letztwillig ausgeſetzt. — Die ver⸗ 
wittwete Regierungs⸗Kalkulator Brenner, Martha geborne 
Riemer, hierſelbſt, hat der hieſigen Armen⸗Direktion nach 
dem Ableben zweier Nutznießer 200 Rtlr. und einer von 
dem Teſtaments⸗univerſalerben annoch zu beſtimmenden hie⸗ 
ſigen Klein⸗Kinder⸗Bewahr⸗Anſtalt 25 Rthlr. vermacht. — 
Die Fräulein Kuguſte Vatterie in Mechwitz, Ohlauer Krei⸗ 
ſes, hat behufs der Abhaltung einer Jahresſchluß⸗Predigt 
der daſigen evangeliihen Kirche in Pfandbriefen 500 Rilr. 
beſtimmt, deren Zinſen an den Geiſtlichen, den Organiſten, 
die Kirchenväter und den Balgentreter gezahlt werden und 
19 75 außerdem auch die Beleuchtung der Kirche beſorgt 
wird. 


Berichtigung. 

In der Beilage der Breslauer Zeitung sub Nr. 169 
vom 22. Juli iſt eine Anzeige, betreffend die Aufſuchung 
eines in der Ohlau den 19. d. M. ertrunkenen Knabens 
aufgeführt; da jedoch der Thatbeſtand nicht richtig aufge⸗ 
faßt worden iſt, ſehe ich mich veranlaßt, dies dahin zu be⸗ 

chtigen, wie folgt: Genannter 11 — 12 Jahre alter Knabe 
iſt nicht aus einem Kahne, ſondern vom Ufer aus in die 
Ohlau geſtürzt, da er feine hineineingefallene Mütze retten 
wollte. Zu ſpät hinzugerufen und bei dem hohen Waſſer⸗ 
ſtande gelang es nach vielfachen Bemühungen und mebzrma⸗ 
ligem Untertauchen meinem Sohne Moritz, und nicht mei⸗ 
nem Bruder, den Leichnam des Knaben aufzufinden und 
herauszuholen. Was übrigens den Punkt anbelangt, daß 
durch ſchnelleres Befördern auf Verlangen des Beamten zu 
den Barmherzigen Brüdern der Knabe hätte wieder belebt 
werden können, kann ich mich nur dahin erklären, daß einem 
Schwimmmeiſter die nöthigen Verſuche bekannt fein müſſen, 
die auch ſofort, ohne Erfolg, in Anwendung gebracht wur⸗ 
den, wie ſie nur irgend vorgeſchrieben ſind, und ich muß 
daher die Richtigkeit des ganzen oben genannten Reſultats 
in Abrede ſtellen. Breslau, den 22. Juli 1848. 

George Knauth, Hallor und Schwimmmeiſter. 


Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Zur Erleichterung des Handels⸗ und Gewerbſtan⸗ 
des wird auch bei den früher abgeſchloſſenen Darlehnen 
ſeit dem 17. dieſes Monats der Zinsfuß von 5 pCt. 
berechnet. Auf die bereits eingezogenen Zinſen wird 
aber der ſechſte Zinsthaler nicht erſtattet. 

Breslau, den 22. Juli 1848. 
Der Vorſtand der königlichen Darlehns⸗Kaſſe. 


(Eingeſandt.) g 
Lüben, Juli 1848. Es iſt ſchon mehrfach in öf- 
fentlichen Blättern darauf aufmerkſam gemacht worden, 
wie in der jetzigen Geldkalamität ein von der Regie⸗ 
rung zu erlaſſendes Moratorium, für einen großen 
Theil achtbarer Grundbeſitzer ſehr wohlthätig ſein möchte, 
ja ſogar eine Nothwendigkeit iſt, wenn nicht täglich 
mehr und mehr ganze Familien unglücklich werden 
ſollen. — Dennoch iſt aber von den Behörden hier⸗ 
auf noch wenig Rückſicht genommen worden! — Bei⸗ 
nahe täglich ſieht man Grundſtücke im Wege der Sub⸗ 
haſtation zu Preiſen, die in gar keinem Verhältniſſe 
zum Werth derſelben ſtehen, veräußern, wodurch nun 
nicht allein die Beſitzer in Noth und Elend geſtürzt 
werden, ſondern auch ein großer Theil der Hypotheken⸗ 
Gläubiger leer ausgehen, die, wenn die Grundſtücke 
nicht hätten verkauft werden müſſen, wohl befriedigt 
worden wären. Einen ſchlagenden Beweis hierfür gab 
auch der Verkauf des vor Kurzem ſubhaſtirten Vor⸗ 
werks Nr. 1 in dem ſo nahe an Lüben gelegenen 
Dorfe Altſtadt. Dies Gut hat 110 Morgen des be⸗ 
ſten Ackerbodens und 14 Morgen des ſchönſten Wieſen⸗ 
und Gartenlandes, mußte aber dennoch verkauft werden, 
weil ein Gläubiger, der zufällig eine große Summe, 
aber auch eine der erſten Hypotheken auf dem Gute 
hatte, ſo hartherzig war, ſich durchaus zu keinem noch 
fo kurzen Aufſchub der Subhaſtation bewegen zu laſ⸗ 
ſen. — In Folge deſſen iſt das Vorwerk einem der 
nächſten Gläubiger zu einem Spottpreiſe zugeſchlagen, 
und dieſem jetzt ſchon bedeutende Proviſionen auf die 
e e geboten worden, was allerdings bei 
einem Gute mit ſo vorzüglichen Ländereien nichts Auf⸗ 
Bu iſt. Indeß bleibt es traurig genug, daß der 
ſiter des Gutes auf dieſe Weiſe unglücklich und 
brodlos wird, aber auch mehrere Gläubiger ihre For⸗ 
derungen verlieren. Möchten doch dieſe und ähnliche 
andere Vorfälle endlich die löblichen Behörden veran⸗ 
laſſen, durch ein Geſetz dergleichen Hartherzigkeiten ent⸗ 
gegenzutreten. n. 


1882 


Zum Bau eines Kriegsſchiffes Sileſia 
hat die Liedertafel zu Liegnitz dem unterzeichneten Co⸗ 
mite, als Ertrag eines Konzertes den Betrag von 
42 Rtl. 10 Sgr. 3 Pf. eingeſendet. — Wir kön⸗ 
nen nicht umhin, für dieſe erfreuliche Bethätigung ei⸗ 
nes vaterländiſchen Sinnes hiermit öffentlich unſern 
Dank, zugleich aber auch den dringenden Wunſch 
auszuſprechen, daß auch das übrige Schleſien 
gleiche Theilnahme für das echt deutſche 
Unternehmen zeigen und ſich von den ande⸗ 
ren Provinzen des Reiches nicht überflü⸗ 
geln laſſen möge. — Giebt von den drei Millio⸗ 
nen Schleſiern nur jeder 1 Sgr., ſo kommt dadurch 
eine Summe von 100,000 Rtl. zuſammen, welche die 
Ausrüſtung eines Kriegsſchiffes, deren wir zur Erſtar⸗ 
kung Deutſchlands ſo dringend bedürfen, ſehr wohl 
möglich macht. 
Oppeln, den 23. Juli 1848. 
Das oberſchleſiſche Comité zur Ausrüſtung eines 
Kriegsſchiffes Sileſia. 
Bogadain, Reg. und Schulrath. v. Dü⸗ 
ring, Reg-Aſſeſſor. Galle, Kaufmann. 
Guradze, Rittergutsbeſitzer. Rampold, 
Waſſerbau⸗Inſpektor. Schmidt, Raths⸗ 
herr. Schulz, Konſiſtorialrath. Dr. Wink⸗ 
ler, Oberlehrer. 


Erklärung. 

Die hieſigen politiſchen und ſocialen Vereine hat⸗ 
ten beſchloſſen, trotz der fie ſcheidenden politiſchen An⸗ 
ſichten, mit einander in Verbindung zu treten, indem 
ſie die Ueberzeugung theilten, daß ſie in der Achtung 
eines über allen Parteien ſtehenden Gemeinſamen zu⸗ 
ſammentreffen. Ihre Abſicht war, dem Vaterlande 
ein würdiges Beiſpiel zu geben, wie unter Anerkennung 
der Nothwendigkeit verfchiedener Parteien doch alle be⸗ 
reitwillig dem gemeinſamen höhern Zwecke dienen ſollen. 
— Nach dem Vorgange des vaterländiſchen Vereines 
hierſelbſt hat der ſchleſiſche konſtitutionelle Centralverein 
am 16. Juli durch die Zeitungen ſeinen Rücktritt von 
den zu dem genannten Zwecke angeknüpften Unterhand⸗ 
lungen bekannt gemacht und als Grund angegeben: 
Es ſei von Seiten des politiſchen Vereins und von 
den Vertretern der übrigen demokratiſchen Vereine aus⸗ 
drücklich erklärt worden, daß ſie republikaniſche Ten⸗ 
denzen verfolgten, und daß ſie eine neue Revolution 
nicht blos nach Erſchöpfung aller Rechtswege, ſondern 
auch dann billigen und befördern würden, wenn dadurch 
die Erreichung ihrer republikaniſchen Zwecke beſchleunigt 
würde. — Der unterzeichnete Verein, welcher ſich in 
ſeinen Statuten zu demokratiſchen Grundſätzen bekennt, 
die Frage aber: ob Republik oder Monarchie? als eine 
offene betrachtet und ſie deshalb in ſeinen Statuten 
gar nicht berührt hat, weil ſie zunächſt und unmittel⸗ 
bar mit dem Volkswohle nicht zuſammen hängt und 
erſt die Zukunft darüber entſcheiden kann, erklärt in 
Folge deſſen: ; 

Erſtens: Daß er in jener Anzeige eine arge 
Verletzung des Vertrauens erblickt, in welchem die Ab⸗ 
geordneten der verſchiedenen Vereine zuſammengetreten 
ſind und unter deſſen Schutze ſie ihre Unterhandlungen 
pflogen, welche lediglich den Charakter vertraulicher 
Mittheilung und Uebereinkunft trugen. 

Zweitens: Daß ihm jene Bekanntmachung als 
eine öffentliche Verdächtigung der Andersdenkenden und 
als ein durch nichts zu rechtfertigender Angriff auf 
die Gegner erſcheint. 

Drittens: Daß weder der vaterländiſche, noch 
der konſtitutionelle Verein ein Recht hatten, Aeußerun⸗ 
gen Einzelner, die höchſtens in das Protokoll gehörten, 
in der geſchehenen Weiſe zu veröffentlichen und für ih⸗ 
ren beſonderen Zweck zu benutzen. 

Viertens: Daß, die den Vertretern der demo⸗ 
kratiſchen Vereine von ihren Gegnern in den Mund 
gelegten Aeußerungen, wie das von einem Konſtitutio⸗ 
nellen geführte und noch nicht einmal genehmigte Pro⸗ 
tokoll beſagt, keinesweges von ſämmtlichen demokrati⸗ 
ſchen Abgeordneten gethan worden ſind, und nament⸗ 
lich die in Bezug auf die Revolution geſchehene nur 
von Einem ausgegangen iſt. 

Fünftens: Daß ſelbſt in dem Falle, daß ſolche 
Aeußerungen von allen demokratiſchen Abgeordneten 
gemacht worden wären, dies noch kein Grund geweſen 
ſein würde, die Unterhandlungen abzubrechen, da jeden⸗ 
falls die demokratiſchen Vereine ſelbſt vorher darüber 
zu vernehmen waren, abgeſehen davon, daß erſt die 
weitern Verhandlungen ergeben konnten, ob in Folge 
jener Meinungs: und Geſinnungs⸗Verſchiedenheiten jede 
Annäherung und Vereinbarung unmöglich oder doch 
unnütz ſei. 7 

Sechsten s: Daß der unterzeichnete Verein keine 


Schuld trägt an dem verunglückten Unternehmen, in⸗ 


dem derſelbe der von einem Conſtitutionellen, einem 
Mitgliede des vaterländiſchen Vereines und ſei⸗ 
nem eigenen Abgeordneten entworfenen Grundlage ei⸗ 
ner Vereinigung der verſchiedenen Klubbs ſeine unge⸗ 
theilte Zuſtimmung gegeben hat. In jenem Entwurfe 
aber ſteht § 4: Die Vereine ſind damit einver⸗ 
ſtanden, daß die Revolution nur die allerletzte 
Zuflucht der Völker ſein kaun, nicht, wenn es 
ſich um Einzelheiten der Verfaſſungsfrage und 
der ſozialen handelt, ſondern, wenn ein Volk 
thatſächlich feiner höchſten Güter, der Freiheit 
und der Möglichkeit geſetzlicher Entwickelung 
beraubt iſt oder beranbt zu werden augen⸗ 
ſcheinliche Gefahr lauft, und wenn ihm dagegen 
keine geſetzlichen Mittel mehr zu Gebote ftehen. 

Ueber dieſen Punkt gerade ſollte in der nächſten 
Sitzung nach jener, auf welche ſich der conſtitutionelle 
Verein berufen hat, ausführlicher unterhandelt werden; 


aber derſelbe hat es, wie der vaterländiſche, für gut 


gehalten, die Unterhandlungen ſofort einzuſtellen. 

In Erwägung alles deſſen kann der unterzeichnete 
Verein nicht umhin, ſein Bedauern darüber öffentlich 
kund zu geben, daß ein ſchöner Zweck in ſolcher Weiſe 
vereitelt worden iſt, und daß er ſich in Erwartung 


deſſen, was ſonſt in ſolchen Fällen dem Manne von 
Ehre als Recht und Pflicht erſcheint, fo arg getäuſcht 


geſehen hat. 
Breslau, den 23. Juli 1848. 


Der Beren der Volksfreunde. 


Du biſt ein braver Landwehrmann, 
Nimmſt Du den Zuruf freundlich an. 
Halt', Landwehrmann, in Ehren Deinen Stand, 


So lang' Du angehörſt dem treuen Heere! 
Belaſte nimmer Dich mit Schimpf und Schand; 


Denn „über's Leben“ — hör' es — „geht die Ehre.“ 


Und werd' am Vaterlande nicht zum Schelm, 
Für deſſen Freiheit unſre Brüder ſtarben; 
Beflecke nicht das Kreuz auf Deinem Helm 
Durch fal ſche Inſchrift und durch rothe Farben. 


O trenne nicht das ſtark gewob'ne Band, 
Das uns im blut'gen Kampfe feſt verbunden: 
„Mit Gott, für König und für Vaterlandz“ 
Stoß' uns den Dolch nicht in die alten Wunden! 


Gar ſpärlich rinnt in uuſrer Uhr der Sand; 
Auch Dir wird einſt die letzte Stunde ſchlagen. 
„Bliebſt treu dem Schwur Du bis zum Grabes⸗ 
Hand?’ 
So wird der ew'ge Richter Dich einft fragen. 
— Wehrmänner von 1813. 


Die geehrten Herren Mitglieder des ſchleſiſchen 
Bauhandwerker⸗Vereins werden hierdurch vorläufig be⸗ 
nachrichtiget, daß die in der General⸗Verſammlung 
vom 22. Juni d. J. gewählten Herren Ausſchußmit⸗ 
glieder, auf den 13. Auguſt des Vormittags, zu 
Breslau im goldenen Helm auf der Nikolaiſtraße ſich 
verſammeln, und die Petition an das hohe Miniſte⸗ 
rium, als auch die künftigen Innungsartikel entwerfen 
werden. Ohlau, den 24 Juli 1848. 

Das Komit? des ſchleſiſchen Bauhandwerker⸗ 

Vereins. 
In Abweſenheit des Vorſtandes 
Wintſcher, Maurermeiſter. 


Berichtigung. 

Wenn man die Anträge des Paſtor Müller an die 
National-Verſammlung in Berlin lieſt, nach welchen er 
in den angeblichen Feudallaſten und Abgaben die Urſachen 
des Nothſtandes mehrerer Gegenden Schleſiens und 
ſeiner Landbewohner ſucht und auch gefunden haben 
will, ſo kann es nur bei dem Unbefangenen Bedauern 
erregen, daß ſich Herr Müller nicht zuvor um die 
wahren Urſachen jener Noth bekümmett, da dieſe be⸗ 
kanntlich ganz anderer Natur als die vorgeſcho⸗ 
benen ſind. r. 


Bekanntmachung. 
Unfere Korreſpondenz ift unter der Aubeit: 
„In Angelegenheiten der unterſtützung für die Abgebrann⸗ 
ten von Friedland O S.“ 
Portofreiheit mit dem Bemerken bewilligt worden, 2 
mit Geld nicht beſchwerten Briefe offen oder unter Kreuz⸗ 
band eingeſandt werden ſollen. — Wir bitten dies gen 
zu beachten und erſuchen von Neuem um e jeder 
Art, indem das Unglück durch einen am 4. d. Mts. ſtattge⸗ 
habten zweiten Brand bedeutend vergri worden iſt. 
Friedland O. S., den 24. Juli 5 
Das Unterftügungs-Comite. 


x „Die In kin daun von 5 prozent auf 
Friedrich⸗Wihel 
brforgt bis 28 ſten bieſes Monats gegen billige Proviſton: 
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Adolph Goldſchmidt. 
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Die Feuer⸗ Verſicherungs⸗ Anſtalt Borussia 


verſichert zu billigen Prämien, ohne in irgend einem Falle Nachſchuß-Prämien zu fordern, 


172 der Breslauer Zeitung. 


Mittwoch den 26. Juli 1848. 


Gebäude in Städten und auf dem platten Lande, ſo wie weitere unbewegliche und bewegliche Gegenſtände, 


reau Schweidnitzerſtraße Nr. 33. 
Beuthen Herr Kaufmann Lachmann. 
Brieg Herr Lotterie-Collecteur Böhm. 
Gleiwitz Herr Kaufmann Huldſchiner. 
Ober⸗Glogau Herr Kaufmann Matulke. 
Guhrau Herr Senator Pfeffer. 
Guttentag Herr Kaufmann Sachs jun. 
Hultſchin Herr Kaufmann F. Mosler. 
Koſel Herr Stadt-Secretair Porwoll. 


| 
| 


| 


In 


* 


Kreuzburg Herr Kaufmann Thomann. 


Leobſchütz Herr Rathsherr Buchmann. 
Münſterberg Herr Kaufmann Charton. 
Namslau Herr Kaufmann Ackermann. 


Neiſſe Herr Kaufmann Berliner. 
Neumarkt Herr Kaufmann Schmidt. 
Neuſtadt Herr Senator Hirſchberg. 
Nicolai Herr Kämmerer Scherner. 
Nimptſch Herr Kämmerer Kuchler. 


und werden die allgemeinen Verſicherungs⸗Bedingungen bei den Unterzeichneten, fo wie bei den nachgenannten Agenten unentgeltlich vertheilt! 
In Breslau Herr Commiſſionair A. Geisler, Bi: J 


In Prausnitz Herr Kaufmann Baumann. 
Ratibor Herr Kaufmann Kern. 
Roſenberg Herr Kaufmann Oppler. 

Reichenbach Herr Kaufmann Weiß. 

J Strehlen Herr Maurermeiſter Heumann. 
Sohrau Herr Kaufmann Stefke. 
Tarnowitz Herr Kaufmann Pappenheim. 
Toſt Herr Gerichts-Secretair Ullmann. 

Ujeſt Herr Buchhändler Knittel. 


Den bei obiger Anſtalt Verſicherten erlauben wir 


Oppeln Herr Rathsherr Baron. 
uns gleichzeitig die ergebene Anzeige zu machen, daß in der am 19. Juli d. J. ſtattgehabten General⸗ 


Wohlau Herr Rentmeiſter Schön. 


Verſammlung die Verlegung des Sitzes der Direction von Königsberg nach Berlin beſchloſſen worden iſt. . 
Die Haupt-Agenten Lübbert u. Sohn in Bieslau, Junkernſtraße Nr. 2. 


Theater⸗Nachricht. 
Mittwoch: 29ſte Abonnements⸗Vorſtellung. 
Neu einſtudirt: „Der Waſſerträger.“ 
Oper in 3 Akten nach dem Franzöſiſchen 
von Dr. Schmieder, Muſik von Cherubini. 
Perfonen: Graf Armand, Parlamente: 
Präſident, Hr. Kahle. Conſtanze, ſeine 
Gemahlin, Frln. Bunke. Micheli, Sa: 
voyard, Waſſerträger, Hr. Rieger. Da: 
niel, deſſen Vater, Hr. Iſo ard. Anton, 
deſſen Enkel, Hr. Campe. Marzelline, 
deſſen Schwefter, Frln. Ubrich. Semos, 
ein reicher Pächter, Hr. Clauſius. Ro⸗ 
ſine, deſſen Tochter, Frin. Schneider. 
Ein Hauptmann, Hr. Grahl. Ein Lieu⸗ 
tenant, Hr. Puſchmann. Zwei Solda⸗ 
ten: Hr. Stotz und Hr. Pauli. 
Donnerstag: 30ſte Abonnements⸗Vorſtellung. 
„Die Frau Profeſſorin“, oder: 
„Dorf und Stadt.“ Schauſpiel in 
2 Abtheilungen und 5 Akten, nach einer 
Erzählung Berthold Auerbach's von Char⸗ 
lotte Birch⸗Pfeiffer. 
Wir erlauben uns ein verehrtes Publikum 
darauf aufmerkſam zu machen, daß wir keine 
doſe der zweiten Ziehung per Stadtpoſt ſen⸗ 
Sa werden, und zwar zuerft, weil uns von 
en bei voriger Ziehung ausgeſandten 3000 
riefen 2500 zurückgegeben wurden; denn 
auch um bei Niemand anzuſtoßen, wie dies 


Geſchaͤften leicht ein Name beim Adreſſiren 
im Adreßbuche überſehen werden konnte. 
Der Verwaltungs⸗Ausſchuß des hieſigen 
Theaters. 
Fr. Kahle. W. Ifoard, L. Guinand. 
Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die heute Abend 9 Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung feiner Frau von einem gefunden 
Knaben, zeigt hiermit allen Bekannten freund⸗ 


lichſt an: = 
W Der Oberförſter Marks. 
Pawlowitz bei Toſt, 24. Juli 1848. 
Todes ⸗ Anzeige. 

Nach Gottes unerforſchlichem Rathſchluſſe 
verſchied heute mein theurer Gatte, Ben⸗ 
lam in Vertraugott Langner, im 66. 
Lebensjahre, an Lungen- und Unterleibsleiden 
nach 1ltägigem Krankenlager. Unſern unbe⸗ 
gränzten Schmerz, bitten durch ſtille Theil⸗ 
nahme ehren zu wollen. 

Breslau, den 25. Juli 1848. 

Eleonore Langner, geb. Herrmann, 

als hinterlaſſene Gattin. 

Louis Langner, 

Anna Langner, geb. Puſchmann, 

Adolph Langner, 

Charl. Langner, geb. Nitſchke, 

Julius Puſchmann, x 

Emilie puſchmann, geb. Langner, 

Theodor Voll gold, 

Elfriede Vollgold, geb. Langner, 

Elfriede Lang ner, 

Clara Puſchmann, 

Auguſte Puſchmann, 


als Kinder. 


als 


ar Puſchmann 
Eugen Vollgol d, ( Enter, 
Waleska Vollgold, . 


Todes- Anzeige. 
Heute früh vollendete während der Ferien 
um elterlichen Haufe unſer hoffnungsvoller 
ohn, der Kadett Mar Lampel, an der 
chwindſucht. 

Tief betrübt zeigen dieſen ſchmerzlichen 
erluſt ihren Freunden, mit der Bitte um 
le Theilnahme, hiermit ergebenſt an. 

Neiſſe, den 23. Juli 1848. 

Lampel, Pr.⸗Lieut. der 6. Art.⸗Brig., 
Louiſe Lampel, geb. Lampe. 


Todes -⸗ Anzeige, 
Den heut Mittag um 12 uhr ſanft erfolg⸗ 
en Tod ihres Vaters und Großvaters, 
arcus Loebenſtein, in dem Alter von 
d Jahren, zeigen mit der Bitte um ſtille 
eilnahme tiefbetrübt an: 
Die Hinterbliebenen. 
Grabowka bei Ratibor, 24. Juli 1848. 


hin und wieder freilich ganz abſichts⸗ 
los geſchehen iſt, da bei den 


Todes = Anzeige. 

Nach zwölftägigem Krankenlager endete 
heut Abend 6 Uhr ein Lungenſchlag das Le— 
ben unſeres geliebten Gatten und Vaters, 
des Herrn Eduard Thomann, in ſeinem 
63ſten Lebensjahre ſchnell, doch ſanft. Fernen 
Freunden und Bekannten des Dahingeſchiede⸗ 
nen zeigen wir dies hiermit, um ſtille Theil⸗ 
nahme bittend, ergebenſt an. 

Aeußere Trauerzeichen werden wir nicht 
anlegen, da dies ſtets gegen den Willen des 
Verſtorbenen war. 

Friedſtein i. d. Nied. Löſtnitz bei Dresden, 

23. Juli 1848. 

Pauline Thomann, geb. Neu⸗ 
mann, nebſt Familie. 
Todes ⸗ Anzeige. 

Geſtern Abend halb 11 uhr verſchied un⸗ 
ſere innigſt geliebte Gattin und Mutter, 
Emma Lingke, geb. von Starſchedel, 
nach vierwöchentlichem Krankenlager an der 
Lungenſchwindſucht. Indem wir dies nur 
auf dieſem Wege allen Verwandten und Freun⸗ 
den ergebenſt anzeigen, bitten wir um ſtille 
Theilnahme und bemerken zugleich, daß w'r 
uns auf ausdrückliches Verlangen der Ver⸗ 
ſtorbenen aller äußern Zeichen der Trauer 
enthalten werden. 

Görlitz und Dresden, 24. Juli 1848. 

A. F. Lingke auf Nieder ⸗Moys, 
5 nebſt zwölf Kindern. 
Dankſagung. 

Bei dem heut morgen Hier ftattgehabten 
Feuer befanden ſich die benachbarten herrſchaft⸗ 
lichen Gebäude in der augenſcheinlichſten Ge⸗ 


fahr; nur der ſehr ſchleunig eingetroffenen g 


und ſehr bereitwillig geleiſt'tten Hülfe habe 

ich deren Rettung zu verdanken. Es waren 

der Anweſenden zu viele, um dieſen Dank 

jedem Einzelnen zu ſagen, daher er hiermit 

auf das Verbindlichſte und Herzlichſte ausge⸗ 

ſprochen wird. 2 
Peterwitz bei Frankenſtein, d. 23. Juli 1848. 

H. G. Strachwitz. 


„Bei J. Urban Kern, Junkernſtr. Nr. 7 
iſt wieder vorräthig: 


Katzenmuſikaliſche 
Wende 


aus Breslau, 
als Beitrag zur Würdigung demokrati⸗ 
ſcher Perſonen und Zuſtände. 
Allen politiſchen Gaunern und Jeſuiten zu 
Ehren und dem deutſchen Volke zum Stu⸗ 
dium vorgehalten 
von 
Abraham Spießbürger. 
gr. 8. Sondershauſen bei Eupel. 
Preis 7½¼ Sgr. 


Vor dem Ankauf der abhanden gekomme⸗ 
nen vier Viertel⸗Looſe Nr. 51,589 D. 66,406 c. 
und 66,407 c. D. vierter Klaſſe 97ſter Lotte: 
rie wird hiermit gewarnt. 

Bernſtadt, 23. Juli 1848. 

Groß, Lotterie-Unter-Einnehmer, 


Vor dem Ankauf des Breslauer Spar⸗ 
kaſſen⸗Buches Nr. 20,600, über 100 Rthlr., 
wird gewarnt. Bergander. 


Bekanntmachung. 

Unterzeichneter erlaubt ſich ergebenſt anzu⸗ 
zeigen, daß er das auf hieſigem Platze, unter 
der Firma G. E Schmidt beſtehende Gold⸗ 
ſchlagergeſchäft käuflich an ſich gebracht, und 
es unter unten bemerkter Firma fortführt. 

Bei dieſer Gelegenheit empfehle ich mich 
mit allen in dieſes Fach einſchlagenden Arti⸗ 
keln, als: geſchlagenes Fein⸗ und Zwiſchen⸗ 
Gold in jeder beliebigen Stärke, Größe und 
Barke, feinem Süber und Platina in allen 

rößen und zu Staub gerieben; unter Zuſi⸗ 


cherung der ſchnellſten und billigften Bedienung, lung einen angemeſſenen höhern Rabatt als bisher bewilligen. 


Dresden, den 17. Juni 1848. 
Herrmann Müller, 
(ſonſt G. E. Schmidt) Goldſchlager, 
äußere Rampiſchegaſſe Nr. 24. 


fen. — Nächſtdem 


Im Verlage von G. P. Aderholz in Breslau iſt ſo eben erfchienen: 


Ueber die deutſche Kirchenfreiheit. 


Sendſchreiben an den Profeſſor Dr. Otto Mejer in Königsberg zur 
Beleuchtung ſeiner Schrift: die deutſche Kirchenfreiheit und die künftige 
katholiſche Partei. 

Von Dr. Joſ. an. Ritter, 

Domdechanten und van der Theologie an der Univerfität zu Breslau. „ 

gr. 8. 


kann es ihm bei Fabrikation des zweiten ſehr wichtigen Kapitels „wie für die Armen Sorge 
getragen werden muß“ zur Belehrung dienen, Wir wünſchen ihm hierin beſſern Erfolg, 
Mehrere Handwerksmeiſter. 


Bekanntmachung 

Die Verbindung, welche bisher zwiſchen den Unterzeichneten Herrn S. 3, Scholtz 
und Herrn George Laverdure zum Betrieb des Marmor: Etabliſſements, aſchenſtraße 
Nr. 4, unter der Firma von G. Laverdure und Comp. beſtanden hat, iſt vom heuti⸗ 
en Tage an durch gegenſeitige Uebereinkunft aufgelöft worden. Herr G. Laverdure 
übernimmt alle activa und passiva, ſo wie alle hieſigen und auswärtigen Lager und wird 
das Geſchäft für ſeine alleinige Rechnung unter der bisherigen Firma fortſetzen. 

Breslau, den 7. Juli 1848. S. F. Scholtz. George Laverdure. 


Suhler Büchſen mit Spitzkugel, 


ſo wie ein bedeutendes Quantum ſchöner Pulverhörner zu Büchſen und Flinten, à Stück 
25 Sgr., empfiehlt: 


Die Gewehrhandlung von Th. Rob. Wolff, 


Blücherplatz. 

In Folge freundschaftlicher Uebereinkunft legt der Herr Wilhelm 
Hartmann zu Breslau die Agentur für unser Haus von heute ab nieder; 
bis zur Wiederbesetzung dieses Postens ersuchen wir daher unsere geehr- 
ten Geschäftsfreunde ergebenst, sowohl Aufträge als Kasse nur direte an 


uns gelangen zu lassen. 
Perlis, den 15. Juli 1818. Gebrüder Danneel. 


Selbſt gebaute und von mir ſelbſt verbeſſerte excentriſche 
Mühlen, die die bisher gekannten an Wirkſamkeit übertreffen, und 
worauf mit dazu beſonders konſtruirten Beutelzeugen jede Sorte 
Mehl und Gries erzeugt werden kann; desgleichen mit Metallplatten, 
die zum Knochenmahlen ſich vorzüglich eignen, als auch jede andere 
Art von Mehl-, Schrot⸗, Malzquetſch⸗, Kartoffelmühlen, Siedemaſchi⸗ 
nen ꝛc. offerire ich unter Garantie, und empfehle mich gleichzeitig auch 
noch zur Anfertigung aller landwirthſchaftlichen Maſchinen zu den mög⸗ 
lichſt billigen Preiſen. Ferdinand Schölens, 

Schloſſer und Maſchinenbaumeiſter, Oderſtraße Nr. 13. 


— — 


Ausverkauf! 


Mein ſeit einer Reihe von Jahren auf hieſigem Platze beſtehendes Tabak⸗ 
Geſchäft beabſichtige ich aufzulöfen, und um mit dem noch vorhandenen reich⸗ 


haltigen Lager von a 
alten abgelagerten 


remer und Hamburger Cigarren 
3 Wie Bau 2 Schnupf Table, f 


| 2 .. ders ermäßigt j * 
baldigſt zu räumen, daſſelbe zu beſon rmäßigten Preiſen zu verkau⸗ 
1 lade ich auch meine auswärtigen verehrten Geſchäftsfreunde 
freundlichſt ein, ſich mit den von mir bezogenen mit meiner Firma verſehenen 
Paket⸗Tabaken reichlich zu verſorgen, und werde ich dieſen gegen Baarzah⸗ 


Auguſt 


Schweidnitze 
= ch tzer 


ertzog, 255 


traße Nr. 8, im go 


Subhaftationd-Befanntmachung: 
Zum len Verkaufe des dierſelbſt 
Nr. 44 der Altbüſſer⸗Straße belegenen, dem 
Drechslermeiſter Johann Friedrich Ferdinand 
Brachvogel, jetzt deſſen Erben gehörigen, 
auf 2034 Rthlr. 14 Sgr. 11 Pf. geſchätzten 
Hauſes, haben wir einen, Termin auf den 
1. September 1848 Vormittags 10 
uhr vor dem Herrn Stadtgerichts-Rath 
Schmidt in unſerm Parteien-Zimmer anbe⸗ 
raumt. Taxe und Hypotheken⸗Schein können 
in der Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen 
werden. Zu dieſem Termine werden die un⸗ 
bekannten Realprätendenten unter der War⸗ 
nung der Ausſchließung mit ihren Anſprüchen 
hierdurch vorgeladen. 
Breslau, 6. April 1848, 5 
Königl. Stadtgericht. II. Abtheil. 
5 en: 
Es ſollen für die hieſige ſtädtiſche Armen⸗ 
Verwaltung, für den Winter des Jahres 
184849, 400 — 450 Klaftern Kiefern = Leib: 
holz oder Erlenholz zweiter Klaſſe bis ult. 
November d. J. auf einen der ſtädtiſchen 
Holzhöfe hierſelbſt franco geliefert werden. 
Behufs Verdingung derſelben im Wege der 
Submiſſion fordern wir Lieferungsluſtige auf, 
ihre Gebote verſiegelt bis zum 31. Juli d. 3: 
an uns einzureichen, in dem 
auf den 31. Juli Vormittags 11 uhr 
im rathhäuslichen Fürſtenſaale 
anberaumten Termine zu erſcheinen und die 
Eröffnung der eingereichten Submiſſionsſchrei⸗ 
ben zu gewärtigen. 
Die Koſten der Lizitation und des Kon⸗ 
trakts übernimmt der Lieferant. 
Breslau, den 15. Juli 1848. 
Die Armen » Direktion. 


Nothwendige Subhaſtation! 
Das dem Kaferier Ignatius Riedel ge 
hörige Gartengrundſtück Nr. 1082 hierſelbſt, 
worin zeither die Schankwirthſchaft betrieben, 
auf 12,498 Rthlr. gerichtlich abgeſchätzt, fol 
auf den 1. Dezember 1848 von Vor⸗ 
mittag 11 uhr ab an hieſiger Gerichtsſtelle 
ſubhaſtirt werden. Taxe und Hypotheken⸗ 
ſchein liegen in der III. Abtheilung unſerer 
Kanzlei zur Einſicht bereit, 
Görlitz, den 6. Mai 1848. 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Zur meiftbietenden öffentlichen Verpachtung 
der der unterzeichneten Geſellſchaft gehörigen 
Schwerdtäcker und Scholzenwieſe dicht bei 
Breslau gelegen, ſteht Termin auf 

den 18. Auguſt d. J. Vormitags 
10 Uhr im Betriebs⸗Inſpektions⸗ 

Bureau 
an, zu welchem Pachtungsluſtige mit dem Be⸗ 
merken eingeladen werden, daß die Bedingun⸗ 
gen im Termine ſelbſt bekannt gemacht werden 
ollen. 
x Breslau, den 6. Juli 1848. g 
Im Auftrage der Direktion der Niederſchl.⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft: 
Der Betriebs⸗Inſpektor Ludewig. 


Freiwilliger Verkauf. 

Das Kaffeehaus Nr. 14 in Treſchen, tarivt 
auf 7549 Rtl., ſoll den 29. Auguſt d. J., 
Nachmittag 2 Uhr an der Gerichtsſtelle zu 
Treſchen meiſtbietend verkauft werden. Taxe, 
Hypothekenſchein und Kaufbedingungen ſind 
in unferer Kanzlei, Nikolaiſtraße Nr. 34 in 
Breslau einzuſehen. 

Breslau, den 15. Juli 1848. 

Das Gerihts-Amt für Treſchen. 


— 

Von dem Dominium Naſſadel, Namslauer 
Kreiſes ſind, nachdem 120 Schfl. bereits be⸗ 
ſtellt find, noch 150 — 180 Schfl. amerikani⸗ 
ſcher Stauden⸗Roggen zu dem Preiſe von 
2 Rtl. 10 Sgr. und 2 Sgr. Meßgeld pro 
be; preuß. Maaß zu beziehen. 

12 Metzen, bezogen vom Hauptmann von 
Lützow im Großherzogthum Poſen, ergaben 
1847 einen Ertrag von 26 Schock, dieſe wur⸗ 
den ausgeſäet, halb auf guten, halb auf 
Sandboden, und ergaben in dieſem Jahre 
eine Erndte von 136 Schock a 4 Scheffel 
Erdruſch. 

Das Wirthſchafts-Amt. 


Mercadier Fabre's 


aromatiſch⸗ medieiniſche Seife. 
Dieſe allein in der Fabrik des Unterzeichne⸗ 
ten nach der Erfindung des verſtorbenen Mer: 
cadier Fabre gefertigte Seife, über deren Vor⸗ 
züge ſich die dirigirenden Herren Aerzte der 
biefigen königl. Charite, Geheime Rath von 
Gräfe's Journal für Chirurgie ꝛc. und andere 
Stimmen in mediciniſchen Zeitſchriften bereits 
anerkennend und anempfehlend geäußert ha⸗ 
ben, iſt nach den Erfahrungen der Aerzte ein 
ſehr heilſames Mittel gegen rheumatiſche und 
gichtiſche Affektionen, gegen Flechten, Som: 
merſproſſen, Hautſcharfen aller Art, ſowie ge: 
gen ſpröde, trockene und gelbe Haut; fie er⸗ 
wärmt und reinigt die Haut, macht ſie ge⸗ 
ſchmeidig und weiß und erhält dieſelbe in fri⸗ 
ſchem und belebtem Anſehen. Als Toilette⸗ 
und Bade⸗Seife angewendet, thut fie die treff⸗ 
lichſten Dienſte. Eine Niederlage dieſer Seife 
habe ich der Handlung S. G. Schwartz 
in Breslau, Ohlauerſtraße Nr. 21, übergeben, 
wo dieſelbe in grün bedruckten Packetchen & 
Stück 5 Sgr., mit der Dr. Gräfeſchen Ge: 
brauchsanweiſung und meinem Siegel verſehen, 

verkauft wird. 
J. G. Bernhardt in Berlin ! 


Gaſthofs⸗Etabliſſement. 


Ich mache hiermit die ergebene Anzeige, 
daß ich in meinem am Ringe zu Conſtadt 
belegenen Hauſe einen Gaſthof unter dem 
Namen: ; 
Gaſthof zum deutſchen Kaiſer 
etablirt habe. 

Ich verſichere die reelſte Bedienung der bei 
mir einkehrenden verehrten Gäſte, und bitte 
um geneigten Zuſpruch. 

Conſtadt, den 24. Juli 1848. 

D. Otſchick. 
Verlorene Broſche. 

Eine Broſche von ächten Granaten, mit 
einigen Perlen in der Mitte, iſt vom Liebich⸗ 
ſchen Garten, die Gartenſtraße entlang, dann 
auf der Gräbſchner Straße am Zollhauſe vor⸗ 
bei über die Schienen nach den Freiburger 
Schienen am Schweizerhauſe bis zur Gas⸗ 
Anſtalt die Straße entlang, über die Anto⸗ 
nien⸗Brücke, die Promenade, Graupen-, Karls⸗ 
und Junkernſtraße bis auf die Schuhbrücke, 
verloren gegangen. Wer dieſelbe Schuhbrücke 
Nr. 78 beim Herrn Kaufmann Friedrici 
abgiebt, erhält eine ſehr angemeſſene Beloh⸗ 
nung. Vor Ankauf wird gewarnt. 
Anzeige für Zahnkranke 

Bei meiner Anwefenheit hierſelbſt empfehle 
ich mich den geehrten Zahnpatienten zum 
Einfegen künſtlicher Zähne und gan⸗ 
er Gebiſſe, ſo wie zu allen vorkommenden 
Zahnoperationen und Mundkrankhei⸗ 
ten. Da ſich mein Aufenthalt nur auf acht 
Tage beſchränken wird, ſo würde ich bitten, 
ſich ohne Säumen bei mir zu melden. 

Meine Wohnung iſt Buttermarkt Nr. 4, 
im goldnen Krebs, beim Goldarbeiter Herrn 
Heintke. 

Breslau, den 27. Juli 1818. 

C. Thiele, 
praktiſcher Zahnarzt aus Berlin. 


Ein Mädchen, 
von nicht unangenehmem Aeußern, welche bei 
einem Unterkommen als Schleußerin mehr 
auf gute Behandlung als zu hohen Lohn ſe⸗ 
hen würde, kann ſich, um Näheres zu erfah⸗ 
ren, bis Donnerstag Abend melden: Altbüſ⸗ 
ſerſtraße Nr. 51, im erſten Stock vorn 
heraus. 
10 Nthl. N 

Montag den 24. Juli Abends iſt eine gol⸗ 
dene Cylinder⸗uhr, klein, auf der Rückſeite 
ein Seeſchiff, eingravirt, nebſt daran befindli- 
cher goldner Kette, die Schacken ſtark und 
mit Emaille eingelegt, blau und weiß, der 
Uhrſchlüſſel in Form eines runden, gewunde⸗ 
nen Keils, verloren worden. Der Ueberbrin⸗ 
ger empfängt obige Belohnung im Hotel 
„zum blauen Hirſch.“ 
Zu Gelegenheitsgeſchenken 
empfehle ich die reichſte Auswahl der neueſten 
Erzeugniſſe von Kryſtallwaaren, ſo wie 
von bemalten und vergoldeten Porzel⸗ 
lanen zu den Fabrikpreiſen. Beſtellungen 
auf Porzellaumalerei werden prompt, 
fanber und billig ausgeführt. 

G. Laube, vorm, F. Pupke, 
Ning, Naſchmarktſeite 45, 1. Etage. 

Eine Sendung türkiſcher Mouſſeline de 
Laine⸗Roben à 4 Rtlr., fo wie die neueſten 
Müſter in Balzorine, die vollſtändige Robe 
21 Ellen für 4 Rtlr., eben fo eine Partie Ca⸗ 
ſimir⸗Tiſch⸗Decken a 4 Rtlr. *) empfiehlt: 


A. Weisler, 


Schweidnitzer- und Junkern⸗Straßen⸗Ecke. 
J Früher aus Verſehen a 3 Rtlr. angezeigt. 


2 u — 
Hirichfänger 
mit Neuſilber oder Tombach oder Meſſing⸗ 
Beſchlag in neueſten Fagons, ſauber und ſchön 
gearbeitet, empfiehlt zu den billigſten Preiſen 
die Neuſilber-Fabrik von - 
Jul. Blaucke in Frankfurt a/ O. 
Branerei: Verpachtung. 

Meine, in hieſiger Stadt auf der Bres⸗ 
lauer Straße belegene Brauerei und Liqueur⸗ 
Fabrik ſoll vom 1. Oktober d. J. ab, auf 
drei Jahre verpachtet werden. Zu dem auf 
den 4. September d. J. deshalb anberaum⸗ 
ten Licitations⸗Termin werden alle Pachtlu⸗ 
ſtigen in die Brauerei⸗Schankſtube ergebenſt 
eingeladen. Die Kaution beträgt 200 Rthlr. 
Die Bedingungen liegen in meiner Wohnung 
zur Einſicht bereit. Oels, den 24. Juli 1848. 

E. A. F. Döring. 
5 Avis. : 

Ein in feinem Fache gewandter junger 
Mann, der das Deſtillations⸗Geſchäft 
fo wie auch die Eſſig⸗Fabrikation gründ: 
lich erlernt hat, fuͤcht wo möglich bald ein 
derartiges Placement. Näheres im Commiſ⸗ 
ſions⸗ und Agentur⸗Bureau von 

lexander u. Comp., 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 12. 

Jungen Leuten, welche ſich der Pharma? 
cie widmen wollen, kann ich für ihre Aus“ 
bildung E Stellen, mit und 
ohne Lehrgeld, nachweiſen. 

EN 3. „H. Bichler in Breslau, 
Apotheker. 5 

Ein ver eirath. örfter wird verlangt. r. 

Tralles, AR 39, theilt Näheres mit. 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


” 


1884 


— 


Die meinem feligen Manne, Herrn Abraham Wilhelm Steinemann gehörende 
Tabaks⸗Fabrik und Handlung, habe ich nebſt allen Activis und Paſſivis meinem 
Neffen, Herrn Anguſt Wilhelm Kahlenberg, käuflich überlaſſen, weiches ich, indem 
ich aus dem Geſchäfte ausſcheide, hiermit anzuzeigen nicht verfehle. 

Magdeburg, 1. Juni 1848. Sophie Steinemaun, geb. Richter. 


In Bezug auf obenſtehende Anzeige meiner Tante, der Madame Steinemann, 


mache ich hierdurch bekannt, daß ich die Fabrik und Handlung mit ſämmtlichen Activis und 
Paſſivis übernommen habe, und unter der bisherigen Firma Abrah. Wilh. Steine⸗ 
mann u. Comp. fortführen werde. — Ich empfehle mich den geehrten Geſchäftsfreun⸗ 


den des Verſtorbenen ganz ergebenſt. 
Magdeburg, 1. Juni 1848. Auguſt Wilhelm Kahlenberg. 


Fürſtensgaͤrten. s 5 
Heute — 4 . den W. Juli großes Mi⸗ . An M. erz. 2 
litär⸗Hornkonzert von der Kapelle der Eten Sees EeltKi kek 
Jäger⸗Abtheilung. Anfang 3 uhr. Entree Es liegen 3 B. am bewußten Orte, wo⸗ 
von der letzte beſonders wichtig und drin⸗ 


für Herren 2½ Sgr., Damen 1 Sgr. 
A. Ziegler. gend iſt. Ich kann nur die darin gemach⸗ 
ten Vorſchläge und Anforderungen drin⸗ 


Erholung zu Pöpelwitz. 6 
t itt den 20. is t befeg- | gend wiederholen und empfehlen — Wie 
Heute Mittwoch) den 26. Juli: gut beſen immer d. d. l. Sch. l. 


tes Trompeten ⸗ Concert. Entree für mur . „ „ 
Gutsverkauf. 


Herren 2½%, für Damen 1 Sgr., wozu erge⸗ 
benſt einladet: Schröter. 
Im Glashaufe In Cracowahne, zwiſchen Trebnitz und Oels, 
kann täglich zu Abend gefpeift werden. Mitt: | drei Meilen von Breslau, ift ein Freigut (der 
fogenannte Niederhof), mit 4 Morgen Gar: 
tenland und drei Morgen Acker des beften 


wochs gemengte Speiſe. 

2000 Rthlr ji Bodens, welches die nöthigen Gebäude und 
werben gegen 5 pen, Safe und ende v. J. ll eee. ff b. orgtscbet 
Sicherheit gefuht, ohne ne * in der ſchönſten Gegend der Trebnitzer Berge 
f ne n wird noch beſonders aufmerkſam gemacht. An⸗ 
im Hausladen . zahlung die Hälfte. Selbſtkäufer erfahren das 

Von heute an find von vorzüglichſter Güte] Nähere beim Verwalter daſelbſt. 


und Größe reife Ananas, und zum Herbſt r . 
Die Milch⸗Halle, 


geſunde und ſtarke Ananas⸗-Pflanzen hier 
Friedrich Wilhelmsſtraße Nr. 1 empfiehlt täg⸗ 


zu haben. 
Klein-Oels bei Ohlau, 24. Juli 1848. lich von 9 uhr Morgens bis 9 uhr Abends 
befte Kuhmilch, Sahn und dicke Milch, jo: 


7 77 
Hirſchfänger wohl zum Abholen, wie zum Genuß in dem 


1 “m: 5 üt⸗ ſchön und bequem eingerichteten und kühlen 
zu 1 Rthie. 17½ Sgr., Blei, Kupferhüt⸗ Keller felbft. 


chen und Kartuſchen empfiehlt die Eiſen al — — ehr 
waaren-Handlung von Veränderungshalber iſt Malergaſſe Nr. 11 


Herz und Ehrlich, Reuſcheſtr. Nr. 2, eine eingerichtete Gräupnerei zu vermiethen 
im Schwert, neben den 3 Mohren. und bald zu beziehen. 


Neue holland. Heringe Zu vermiethen. 


Matthias: Straße Nr. 75 find große und 
empfehlen von erſter Poſtſendung: 5 kleine Wohnungen im Vorderhauſe im erſten 
Gebrüder Friederici, 


und zweiten Stock billig zu vermiethen. 
Ohlauerſtr. Nr. 6, zur Hoffnung. Albrechtsſtraße Nr. 24 ſind gut möblirte 
Eine noch ganz neue Einrichtung für ein 


Zimmer zu haben auf Tage, Wochen und 
Spezerei⸗Geſchäft, beſtehend aus Repoſito⸗ 


Monate, bei prompter Bedienung. 
rien, Ladentiſch und Schreibpult, fteht bil⸗ Zwei Stuben und eine Küche nebſt Keller 
lig zu verkaufen und iſt Näheres zu erfra⸗ 


und Bodengelaß, ſind Ketzerberg Nr. 8 im erſten 
gen Oderſtraße Nr. 24 im Gewölbe, 


Stock zu vermiethen. 
Ein junger Mann, welcher ſeit 10 Jahren Zu vermiethen 
in verſchiedenen Fabrik⸗Geſchäften ſervirt hat, 


iſt kleine Feldgaſſe Nr. 8, nur durch die 
die doppelte Buchhalterei verſteht und in der 


Ueberfähre von der Promenade getrennt, eine 
Korreſpondenz geübt iſt, ſucht, wegen Auflö⸗ 


Parterre-Wohnung von 2 Stuben, 2 Kabi⸗ 
ſung des Geſchäfts, in dem er gegenwärtig nets und heller Küche nebft Zubehör und 
arbeitet, Termin Weihnachten d. J. ein an⸗ 


Gartenbenutzung. 
derweitiges Engagement. Die Perren B.] In vermiethen it Schmiedebrücke 54 
Simon und A Jacoby in Breslau wer⸗ 


das Spezerei⸗Gewölbe, ſogleich auch die 2. 
den die Güte haben, Weiteres mitzutheilen. 


Etage und zu Michaeli zu beziehen. Näheres 
Eine Hyvotheke von 4000 Rthlr. Oderſtraße Nr. 33 im Fleiſchgewölbe. 
iſt gegen Zahlung des vollen Werths in baa⸗ 


— Tauenzienfiraße Nr. 45, it eine Wohnung 
rem Gelde zu cediren. Gefällige ſchriftliche für 31 Rthl. ſofort, oder Michaelis d. J. zu 
Anmeldungen der etwaigen Betheiliger unter 


vermiethen. 
der Chiffre: N. II., werden in der Handlung 2 5 en 
Stockgaſſe Nr. 28 in Breslau zur Beförderung Ring Nr. 49 iſt die erſte Etage zu 


portofrei beten. vermiethen; eben ſo vier feuerſichere 


In Greifenberg in Schlesien kann augen- Remiſen. 
a geübter praktischer Arzt eine a vermiethen ift eine Feuerwert- 
ftätte, in guter Lage, für einen Schloſſer, 


Holl. Jad er⸗Heringe Schmied oder Klemptner paſſend. Näheres 


empfing wieder in ſehr ſchöner Qualität und n 
empfiehlt: Im Juliushofe zu Ober- Salzbrunn find 


Carl Straka y heizbare Wohnungen von 1—5 Rtt. wöchent: 


lich, Stallung zu haben. 
Albrechtsſtr. 39, der k. Bank gegenüber. 10 au - 9 
Von den Batiſt⸗Roben (in allen Farben) 


12% und 3 Rtlr., ebenſo Mouſſeline de Laine⸗ Breslauer Getreide⸗ Preiſe 


Kleider d 2%, und 3 Rtlr., die mir von ei⸗ am 25. Jul'. 
nem auswärtigen Hauſe zum Verkauf gege⸗ 
ben, iſt noch eine ſehr große Auswahl zu haben. 


A. Weisler, 


— 


| Son: befte mittle gerinaſte 
Weizen, weißer 58 Sg. 51 Sg. 51 Sg. 
50 


77 53 77 


_Schweibniger- und Junkern⸗Straßen⸗Ecke. Roggen. 35% „ 32½ „ 8 
Ring 30 iſt zum Termin Michaels die Gerſte F 
dritte Etage zu vermiethen. Hafer r „ 


Breslau, den 23. Juli. 

De Ke g e Fee Fee 
n r. . edr 3 5 ouisd'or 
D ere eee 
Br. a 997 Aid, neue 3 %¼ % 77 % 73%, Old. Großherzoglich Poſener 
gm viefe ! l 93 G0 a ld. Schleſiſche Pfandbriefe à 1000 Rtl. 
„ 3 ”% St Wi 50 Cid. ar % 81% Gld. Alte polniſche Pfandbriefe 
e e ae aa 
br J 0 * — 1 1 — * 
Derschen e, J Glehn Bas. 70 Bid _ Reifferieieger 30 

Gld. Köln⸗Min % 77 Gld. Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 41 Gld. 

eri Berlin, den 24. Juli. 1 
(Gare, Bericht.) Eifenbahn: Aktien: Koln⸗Mindener, 3’ 2% 77 ½ bie 77 
bez. u. Kiederſchl 42 50 8, bez. Krakau⸗Oberſchleſiſche 4% 38 / Kleinigkeit, Ende 
40 Ser 11 Se 34% 60 % u 3% bez., Prior. 40 807% Gld., Prior. 5% 94 
85 big 80 be; % 88%, bez. Oberſchleſiſche Lit. A 34%. 85 % bis 80 bez, Lite. B 
Seen: Friebrtg tische 607% di 57 del Pre 4 60% Gld. — Quittungs⸗ 
60% 1 6% be rich⸗Wilhelms⸗Nordbahn 4% 40%, bis 41% bez. Poſen⸗Stargard 4% 
Anh ez. u. Gld. — Fonds und Geld:Sorten: Staats⸗Schuld⸗Scheine 3’, 
4%, 015 ez. Seehandlungs Prämfen⸗Scheine x 50 Rtl. 877% bez. Poſener Pfandbriefe 
r M2%a 0%. Boiithe Yankee 8A 
4 „ iedrichsd' or l N uisd’or 2 „ olniſche Pfan e 

alte 86 / Gld., neue 86 / Gld. e. de pf — . 
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